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Finanzministerium 
 

6. Grundsatz der Selbstdeckung 
 

Der Grundsatz der Selbstdeckung, nach dem der Staat keine 
Versicherungen abschließen soll, ist aus ökonomischer Sicht gut 
begründet. Das Land hält sich an diesen Grundsatz und schließt 
so gut wie keine Versicherungsverträge ab. 
 
Der überwiegende Verzicht auf Versicherungen ist wirtschaftlich 
vertretbar, birgt aber auch Risiken für den Landeshaushalt.  
 
In Einzelfällen kann der Abschluss einer Versicherung wirt
schaftlich vorteilhaft sein. Dies ist gemäß dem Erlass des Fi
nanzministeriums mit dessen Einwilligung im Einzelfall auch zu
lässig. Das Finanzministerium sollte einheitliche Kriterien für die 
Einwilligung in den Abschluss einer Versicherung erarbeiten. 

 
6.1 Warum versichert sich das Land nicht? 

 
Das Land, wie auch der Bund und die anderen Länder, schließt seit jeher 
grundsätzlich keine Versicherungen ab und folgt damit dem „Grundsatz 
der Selbstdeckung“. Die Umsetzung dieses Grundsatzes hat der LRH  
geprüft. Hierbei hat er betrachtet, weshalb und unter welchen Umständen 
Versicherungen für den Einzelnen einen Vorteil bieten und welche Hand
lungsmaxime für den Staat sich daraus ableiten lässt.  
 

6.1.1 Risikoaversion als Versicherungsmotiv für Privatpersonen 
 
Die Nachfrage nach Versicherungsleistungen rührt aus dem Interesse 
nach Sicherheit. Genauer gesagt verhalten Menschen sich im Allgemeinen 
risikoavers: Sie sind bereit, Geld zu bezahlen, um Risiken zu vermeiden.  
 
Eine Versicherung kompensiert den Versicherungsnehmer im Falle eines 
Schadens im Gegenzug für eine im Voraus gezahlte Versicherungsprämie. 
Die Versicherungsgesellschaft nutzt für ihre Kalkulation das Gesetz der 
großen Zahlen, nach dem der mittlere realisierte Schaden nur wenig von 
dem erwarteten Schaden pro Vertrag abweicht. Voraussetzung dafür ist 
eine große Zahl voneinander unabhängiger Risiken. Wenn die Versiche
rungsprämie genau dem erwarteten Schaden entspricht, macht die Ver-
sicherungsgesellschaft im Erwartungswert keinen Gewinn und man spricht 
von einer fairen Versicherung. Für risikoaverse Versicherungsnehmer ist 
eine faire Versicherung immer vorteilhaft. 
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Marktverfügbare Versicherungen sind aber grundsätzlich nicht fair in die
sem Sinne. Weil die Versicherungsgesellschaft zusätzlich ihre Verwal
tungs- und Kapitalkosten decken muss, ist die Versicherungsprämie höher 
als der im Mittel zu erwartende Schaden. Hinzu kommen die Versiche
rungsteuer und in der Regel ein Gewinn der Versicherungsgesellschaft. 
Für die Versicherungsnehmer ist das aber nur scheinbar ein Verlustge
schäft. Denn sie sind aufgrund ihrer Risikoaversion bis zu einem gewissen 
Grad bereit, diesen Preis zu zahlen und ziehen dennoch überwiegend 
einen Nutzen daraus. 
 

6.1.2 Drei Argumente für die staatliche Nichtversicherung 
 
Das Land folgt indes einem anderen Kalkül und schließt grundsätzlich  
keine Versicherungen ab. In Schleswig-Holstein ist dieser Grundsatz der 
Selbstdeckung in den Verwaltungsvorschriften zu § 34 LHO festgelegt, 
welche vom Finanzministerium erlassen werden.  
 
Der Grundsatz ergibt sich aber nicht direkt aus dem Wortlaut des 
§ 34 LHO, wonach „Ausgaben nur soweit und nicht eher geleistet werden 
[dürfen], als sie zur wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung erforder
lich sind.“ Daher stellt sich die Frage, ob sich der Erlass zum Grundsatz 
der Selbstdeckung mit dem Wirtschaftlichkeitsgebot begründen lässt. Tat
sächlich lassen sich dafür gute Argumente anführen. 
 
Erstens sind Schäden des Landes letztlich Schäden der Bürger. Das Land 
wird kleine Schäden aus dem laufenden Haushaltsvolumen finanzieren 
können und für große Schäden unter Umständen einen Kredit aufnehmen 
müssen. Für beides kommen letztlich die Steuerzahler auf. Selbst ein 
Großschaden von 300 Mio. € wird so zu einem überschaubaren Betrag 
von 100 € pro Kopf, legt man ihn auf 3 Mio. Schleswig-Holsteiner um. Die 
meisten Menschen würden so kleine Risiken aber nicht versichern, weil 
bei kleinen Beträgen das Maß der Risikoaversion zu gering1 ist, um die 
Kosten der Versicherung aufzuwiegen. Daher sollte auch das Land sie 
nicht versichern. 
 
Zweitens erlaubt der große Aufgabenbereich des Landes ein höheres 
Maß an Planungssicherheit. Es kann die gewöhnlich auftretenden Schä
den wie eine Versicherungsgesellschaft gemäß dem Gesetz der großen 
Zahlen recht genau kalkulieren und im Haushalt veranschlagen. Bei
spielsweise werden jedes Jahr einige Polizeiautos beschädigt, aber es ist 
fast ausgeschlossen, dass alle Polizeiautos beschädigt werden. Das Land 
muss sich daher nicht versichern. 

                                                      
1  Vgl. hierzu Arrow/Lind (1970): Uncertainty and the Evaluation of Public Investment Deci

sions, American Economic Review, 60(3), S. 364-378. 
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Drittens übersteigt die Versicherungsprämie den im Mittel zu erwartenden 
Schaden, weil die Versicherungsgesellschaft ihre Verwaltungs- und Kapi
talkosten decken muss und evtl. einen Gewinn erzielt. Zudem berücksich
tigt die Versicherungsgesellschaft, dass Versicherungsnehmer sich im 
Wissen einer Schadensübernahme riskanter verhalten und eher beson
ders risikofreudige Subjekte eine Versicherung abschließen. Zusätzlich 
wird auf abgeschlossene Verträge 19 % Versicherungsteuer fällig, die in 
den Bundeshaushalt fließt. 
 
Im Regelfall wird der Abschluss einer Versicherung für das Land daher 
unwirtschaftlich sein. Der in den Verwaltungsvorschriften verankerte 
Grundsatz der Selbstdeckung lässt sich also gut mit dem Wirtschaftlich
keitsgrundsatz in § 34 LHO begründen. 
 

6.1.3 Zweieinhalb Argumente für eine Versicherung des Staates 
 
Wie oben gezeigt wurde, lässt sich die Praxis der staatlichen Nichtver-
sicherung gut mit einem wirtschaftlichen Kalkül begründen. Dennoch las
sen die Verwaltungsvorschriften des Landes richtigerweise zu, dass aus
nahmsweise und mit Zustimmung des Finanzministeriums Versicherungen 
abgeschlossen werden. Das kann unter bestimmten Voraussetzungen 
ausnahmsweise wirtschaftlich vorteilhaft sein. 
 
Erstens bieten Versicherungen neben einem rein monetären Schadens-
ausgleich noch weitere Leistungen an. In einigen Fällen könnten Versiche
rer einen Kostenvorteil gegenüber dem Land haben bei der Bearbeitung 
von Schäden wie auch bei der Abwehr unberechtigter Ansprüche. Auf  
einem gut funktionierenden Markt werden die Versicherer diese Kosten
vorteile an ihre Kunden weitergeben müssen, sodass das Land als Kunde 
davon profitieren könnte.  
 
Zweitens sind Fälle denkbar, in denen Versicherer das Risiko des Landes 
falsch einschätzen und die Versicherungsprämie daher zu niedrig anset
zen. Für das Land ergäbe sich daraus ein wirtschaftlicher Vorteil, wenn
gleich dies im Einzelfall schwer darzulegen sein dürfte.  
 
Drittens gibt es Extremrisiken, die das Land theoretisch versichern sollte. 
Als Beispiel sei die überwiegende Zerstörung der Landesinfrastruktur 
durch eine Naturkatastrophe genannt. Gerade für diese Risiken wird es 
aber auf dem Versicherungsmarkt keine oder kaum finanzierbare Ange-
bote geben. Es gibt zwar die Möglichkeit, auch Extremrisiken über soge
nannte Katastrophenanleihen abzusichern. Dabei gibt ein Staat eine  
Anleihe heraus, deren Rückzahlungsverpflichtung im Falle eines genau 
definierten Schadensereignisses entfällt. Allerdings ist die Emission dieser 
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Anleihen komplex und die von den Investoren geforderte Rendite, welche 
an Stelle der Versicherungsprämien tritt, sehr hoch.1 Nach Einschätzung 
des LRH ist auch dieses Instrument für das Land daher nicht sinnvoll.  
 
Für das Land ist eine Versicherung also nur in wenigen denkbaren Fällen 
wirtschaftlich vorteilhaft, selbst wenn es ein marktverfügbares Angebot  
dafür geben sollte. 
 
Das Finanzministerium stellt fest, dass die bestehende Ausnahmemög
lichkeit eine Einzelfallbetrachtung ermöglichen soll. Neben wirtschaftlichen 
seien auch weitere Gesichtspunkte zu berücksichtigen, wie beispielsweise 
unverhältnismäßiger Verwaltungsaufwand oder ein besonders gelagertes 
Haftungsrisiko. Ausnahmeentscheidungen seien nicht nur mit dem Argu
ment der Wirtschaftlichkeit zu begründen.  
 

6.2 Umsetzung des Grundsatzes der Selbstdeckung in der Landesver
waltung 
 
Der LRH hat festgestellt, dass das Land den Grundsatz der Selbstdeckung 
überwiegend einhält und Risiken nicht versichert.  
 
Beispielsweise hat das Land für die eigene Fahrzeugflotte keine Haft
pflichtversicherung abgeschlossen. Damit macht das Land von einer in § 2 
des Pflichtversicherungsgesetzes2 normierten Ausnahme Gebrauch. Auch 
materielle Vermögenswerte des Landes wie Straßen oder große Gebäude 
sind nicht gegen Feuer oder Elementarschäden versichert. 
 
Die Verwaltungsvorschriften zu § 34 LHO sehen vor, dass das Finanz-
ministerium in begründeten Ausnahmefällen dem Abschluss einer Ver-
sicherung zustimmen darf. Von 2019 bis 2023 hat das Finanzministerium 
in 35 Fällen dem Abschluss einer Versicherung zugestimmt. Überwiegend 
handelte es sich dabei um Veranstalterhaftpflichtversicherungen und um 
Versicherungen von Messgeräten der Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel (Universität Kiel) im Rahmen von Exkursionen. In dem betrachteten 
Zeitraum betrugen die bewilligten Prämienzahlungen 116.000 €. Davon 
entfiel allerdings der überwiegende Teil auf eine Kunstversicherung, mit 
der die Sammlung der Kunsthalle Kiel während der Sanierung versichert 
wird. Von der Kunstversicherung abgesehen geht es also durchweg um  
relativ kleine Summen.  

                                                      
1  The Economist, Why catastrophe bonds are failing to cover disaster damage, 

16.01.2025. 
2  § 2 des Pflichtversicherungsgesetzes vom 5.04.1965 (BGBl. I 1965 S. 213), zuletzt ge

ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.04.2024 (BGBl. I 2024 Nr. 119). 
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Das Finanzministerium hat bislang allerdings keine eigenen Kriterien auf
gestellt, anhand derer es über eine Ausnahmegenehmigung zum  
Abschluss einer Versicherung entscheidet. Im Lichte obiger Ausführungen 
(Tz. 6.1.3) überzeugten die in den Akten vorgebrachten Begründungen für 
die Ausnahmen nicht durchgehend. Die bloße Tatsache, dass die Ver-
sicherungsprämie klein ist im Verhältnis zur Versicherungssumme, ließe 
sich auf praktisch jeden Versicherungsvertrag anwenden und würde daher 
den Grundsatz der Selbstdeckung aushebeln. Ebenso wenig rechtfertigt 
allein die durch die Versicherung erlangte Planungssicherheit für einen 
kleinen Teilhaushalt ein Abweichen von diesem Grundsatz. Stattdessen 
müssten etwaige Schäden, die nicht aus dem eigenen Budget gedeckt 
werden können, über eine über- oder außerplanmäßige Ausgabe aus dem 
Gesamthaushalt gedeckt werden. 
 
Es wurde bislang auch noch kein Antrag auf Abschluss einer Versicherung 
abgelehnt, was aber laut Auskunft des Finanzministeriums daran liegt, 
dass die Ersuchen im Vorwege telefonisch abgeklärt werden, sodass  
wenig aussichtsreiche Anträge gar nicht erst gestellt werden. 
 

6.2.1 Ausgewählte Versicherungsverträge des Landes 
 
Nach Angaben der Ressorts belaufen sich die gesamten jährlichen  
Prämienzahlungen für Versicherungsverträge auf ca. 48.000 €.   
 
Der größte Posten ist eine Gruppenunfallversicherung für den Kampfmit
telräumdienst. Die Beschäftigten des Kampfmittelräumdienstes haben 
nach dem Tarifvertrag1 Anspruch auf eine Unfallversicherung, die im  
Todesfall 56.498 € und im Invaliditätsfall 112.996 € auszahlt. Das Land  
unterhält bereits seit 1956 eine Unfallversicherung für die Beschäftigten 
des Kampfmittelräumdienstes; die Prämie für 49 versicherte Personen  
inklusive Versicherungsteuer beträgt 12.430 € pro Jahr. In den letzten 
50 Jahren gab es einen Todes- und keinen Invaliditätsfall. Zudem arbeiten 
laut Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport (Innen-
ministerium) nur 29 Personen im unmittelbaren Gefahrenbereich. Die jähr
lichen Auszahlungen liegen im langjährigen Mittel damit deutlich unter der  
Prämienzahlung. Das Innenministerium sollte daher prüfen, ob das Land 
die Entschädigungsleistungen besser selbst erbringen kann – oder ob die 
Versicherung bereit ist, ihre Prämien abzusenken. 
 
Die meisten privat- und öffentlich-rechtlichen Stiftungen des Landes haben 
Vermögenshaftpflicht- und D&O-Versicherungen2 für ihre verantwortlichen 

                                                      
1  § 51 TV-L. 
2  Abkürzung für „Directors and Officers”-Versicherung. Sie schützt die Führungskräfte einer 

Organisation gegen Schadensersatzansprüche. 
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Führungskräfte abgeschlossen. Da in diesen Fällen nicht direkt Schäden 
des Landes abgesichert werden, greift nach Auffassung des Finanz-
ministeriums der Grundsatz der Selbstdeckung in diesem Fall nicht.  
 
Daneben ist der LRH auf einige Kuriositäten gestoßen. Im Innenministe-
rium bestand über viele Jahre eine Versicherung für Kunstgegenstände, 
die sich aber gar nicht mehr dort befanden. Die Versicherung wurde nach 
Beginn der Prüfung gekündigt. Im Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur (Umweltministerium) ist 
der LRH auf Versicherungsverträge für alte Fischereigehöfte gestoßen. 
Nach Auskunft des Umweltministeriums sind die Gebäude vermutlich seit 
den 1920er Jahren durchgehend versichert gewesen, weil sich das Land 
als Pächter dazu verpflichtet hat. Das Land sollte die Versicherungen 
baldmöglichst kündigen. Ebenfalls in den Geschäftsbereich des Umwelt
ministeriums fällt eine Haftpflichtversicherung für die Lorenbahnen zu den 
Halligen für 4.198 € pro Jahr inkl. Versicherungsteuer. Die Begründung für 
den Abschluss dieser Versicherung vom 18.12.1981 ist nicht mehr auf
findbar. Es sind im Lichte der obigen Ausführungen aber keine über-
zeugenden Gründe für ein Abweichen vom Grundsatz der Selbstdeckung 
ersichtlich. Die Versicherung sollte gekündigt werden. 
 
Die Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR (GMSH) gab 2024 
mindestens 272.000 € pro Jahr für Versicherungen aus. Sie unterliegt 
zwar laut GMSH-Gesetz formal nicht der LHO und damit auch nicht dem 
Grundsatz der Selbstdeckung, nach Ansicht des LRH sollte aber auf den 
Betrieb der GMSH der gleiche Maßstab wie für die Kernverwaltung des 
Landes angelegt werden. Der Landtag sollte das GMSH-Gesetz daher so 
ändern, dass die GMSH künftig auf den Abschluss von Versicherungen 
verzichtet. Um die wirtschaftliche Substanz der GMSH nicht zu gefährden, 
könnte das Land eine Deckungserklärung für größere Schäden (bspw. ab 
100.000 €) abgeben. 
 
Das Finanzministerium kündigt an, den Vorschlag, für die GMSH das 
Prinzip der Selbstdeckung gelten zu lassen, unter Beachtung der recht-
lichen Selbstständigkeit, der Gleichbehandlung von Anstalten des öffent-
lichen Rechts und der Wirtschaftlichkeit prüfen zu wollen.  
 
Das Innenministerium beabsichtigt zu prüfen, ob zukünftig eine Absiche
rung des Risikos für Mitarbeitende des Kampfmittelräumdienstes nach 
dem Grundsatz der Gesamtdeckung erfolgen soll.  
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6.2.2 Empfehlungen des LRH 
 
Das Finanzministerium sollte Kriterien erarbeiten, die eine Ausnahme vom 
Selbstdeckungsprinzip rechtfertigen oder eben ein Festhalten daran gebie
ten. Im Übrigen sollte das Finanzministerium den Grundsatz der Selbst-
deckung eng auslegen. 
 
Für einige der abgeschlossenen Versicherungen lag keine Ausnahme-
genehmigung des Finanzministeriums vor, überwiegend wird der Grund
satz der Selbstdeckung aber eingehalten. Unabhängig davon rät der LRH,  
bestehende Versicherungsverträge in regelmäßigen Abständen auf ihre 
Erforderlichkeit und auf bessere Konditionen hin zu überprüfen. 
 
Das Finanzministerium befürwortet den Vorschlag, Kriterien für eine kon
sistente und einheitliche Entscheidungspraxis aufzustellen und kündigt 
entsprechende Prüfschritte an. Es sieht die geforderte enge Auslegung 
des Grundsatzes der Selbstdeckung angesichts der wenigen Ausnahme
fälle im Prüfungszeitraum als erfüllt an. 
 
Zudem legt es Wert auf die Feststellung, dass die Einholung einer  
Ausnahmegenehmigung sowie die Überprüfung laufender Verträge in der 
Verantwortung der Ressorts lägen.  
 
Der LRH sieht auch die übrigen Ressorts in der Pflicht, die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. Jedoch könnte das Fi
nanzministerium in regelmäßigen Abständen die Ressorts mittels der jähr
lichen Haushaltserlasse auffordern zu prüfen, ob Versicherungsverträge 
noch erforderlich und wirtschaftlich sind.  
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7. Rückforderung von Personalmitteln - Optimierungen 
erforderlich 

 
Bei der Bearbeitung und Rückforderung überzahlter Personal
mittel durch das DLZP besteht erheblicher Verbesserungsbedarf. 
Insbesondere das eingesetzte Bearbeitungsprogramm KoPers 
weist Schwächen auf. 
 
Eine exakte Auswertung der dem Land zustehenden überzahlten 
Personalmittel ist dem DLZP derzeit nicht möglich. Zudem  
erfolgte seit 2014 aufgrund einer nicht funktionsfähigen Schnitt
stelle in KoPers kein automatischer Abgleich, ob ausgezahlte 
Versorgungsbezüge aufgrund von zusätzlich erfolgten Renten
zahlungen gekürzt werden müssen. Dieser Mangel wurde erst im 
Dezember 2024 behoben.  
 
Die aktuelle Bearbeitung der Rückforderungen überzahlter Per
sonalmittel verstößt teilweise gegen den haushaltsrechtlichen 
Grundsatz der ordnungsgemäßen Buchführung. Die Dokumenta
tion bearbeiteter Rückforderungsfälle genügt zudem nicht den 
geltenden Grundsätzen der Aktenführung.  
 

7.1 Ausgangslage 
 
Das Dienstleistungszentrum Personal des Landes Schleswig-Holstein 
(DLZP) ist eine Landesbehörde im Geschäftsbereich des Finanzministeri
ums.  
 
Das DLZP zahlt an 100.000 Beamte, Tarifbeschäftigte sowie Versorgungs-
empfänger des Landes aus dem Landeshaushalt stammende Personal-
mittel in Form von Bezügen, Entgelten, Versorgungsbezügen sowie Beihil
fen. Überzahlungen und deren Rückforderungen sind bei einem solchen 
Massengeschäft unvermeidbar, insbesondere, wenn sich rückwirkend  
zahlungswirksame Sachverhalte ändern. 

  



71 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Werden Personalmittel überzahlt, muss dies aber zügig festgestellt und ihre 
Rückforderung nach den gesetzlichen Bestimmungen1 veranlasst werden.  
Denn: Verzögerte Feststellungen oder Rückforderungen können dazu füh
ren, dass 
• Rückforderungsansprüche des Landes verjähren, verfallen oder auf

grund sonstiger Umstände nicht oder schwerer durchzusetzen sind, 
• hohe Rückforderungsbeträge auflaufen, deren Rückzahlung die Betrof-

fenen finanziell überfordert und für Frustration sorgt. 
 

7.2 Entstehung und Feststellung von Überzahlungen: Defizite der  
KoPers-Überzahlungslisten 
 
Eine Überzahlung von Personalmitteln kann aus verschiedenen Gründen 
eintreten. Neben fehlerhaften Berechnungen können Überzahlungen auf 
verspäteten, unvollständigen, unzutreffenden oder kurzfristig mitgeteilten 
Sachverhalten beruhen.  
 
Hinweise darauf, dass Personalmittel überzahlt wurden, erhält das DLZP 
nach eigenen Angaben teilweise direkt von den Betroffenen oder deren 
Dienststellen. Aber auch aus IT-gestützten Verfahren sind derartige Hin
weise möglich: 
 
So erstellt das im DLZP eingesetzte Personalverwaltungs- und Abrech
nungsprogramm KoPers u. a. monatlich sogenannte Überzahlungslisten. 
Diese Listen bilden die Basis bei der Bearbeitung von Überzahlungsfällen. 
Sie sind nach Statusgruppen der Beschäftigten unterteilt und weisen neben 
dem Namen und der Personalnummer auch den überzahlten Betrag für 
die jeweilige Person aus. Der Grund für die Überzahlung ist in den Listen 
hingegen nicht ersichtlich. 
 
Der LRH hat sich exemplarisch im Oktober 2023 Überzahlungslisten vor
legen lassen. Die Listen wiesen zu diesem Zeitpunkt 5.472 Fälle mit offe
nen Überzahlungen von 7,81 Mio. € aus.  
 
Allerdings: In der derzeitigen Form enthalten die Überzahlungslisten nicht 
nur Forderungen des Landes, sondern auch Forderungen, die das Land 
nicht für sich selbst einzieht. Dies sind etwa Steuerrückforderungen oder 
Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung.  
 

                                                      
1  Welche Rechtsgrundlagen für die Rückforderung einschlägig sind, richtet sich danach, ob 

Besoldung, Versorgung, Beihilfe oder Entgelt überzahlt wurden. Wesentliche Rechtsgrund-
lagen sind: § 15 Abs. 2 Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Besoldung der 
Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter (Besoldungsgesetz Schleswig-
Holstein - SHBesG), § 63 Abs. 2 Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Versor
gung der Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter (Beamtenversorgungs-
gesetz SHBeamtVG), §§ 812 ff. BGB. 
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Das Finanzministerium weist darauf hin, dass auch diese Forderungen 
auszuweisen seien. 
 
Die automatisierte Erstellung einer Überzahlungsliste, die nur die dem 
Land zustehenden Überzahlungsforderungen mit den relevanten Daten 
beinhaltet, ist aus dem Programm KoPers derzeit nicht möglich. Nach  
Angaben des DLZP und des Finanzministeriums soll diese Möglichkeit erst 
mit der ab 2027 zu entwickelnden Nachfolgesoftware geschaffen werden.  
 
Eine durch den LRH vorgenommene, manuelle Bereinigung1 der in der 
Liste erfassten Fälle ergab für Oktober 2023 etwa 5.054 Fälle mit einer 
Rückforderungssumme von etwa 7,07 Mio. € für das Land.  
 

7.3 Fehlender Abgleich von Renten- und Versorgungsbezügen 
 
Am 01.01.2024 hatte das Land Schleswig-Holstein insgesamt 38.336 
Versorgungsempfänger. Versorgungsempfänger sind verpflichtet, dem 
DLZP den Bezug von Renten anzuzeigen. Diese Pflicht folgt aus 
§ 66 BeamtVG SH, wonach der Versorgungsbezug aufgrund eines zusätz
lichen Rentenbezugs zu kürzen ist. Bei einer früheren Prüfung2 stellte der 
LRH fest, dass ein Teil der Versorgungsempfänger diese Pflicht verletzte. In 
der Folge wurden Versorgungsbezüge im erheblichen Umfang überzahlt 
und mussten zurückgefordert werden. Als Reaktion darauf wurde der 
regelmäßige Abgleich mit dem Postrentendienst eingeführt.  
 
Mit der Einführung von KoPers 2014 endete dieses Verfahren. Die Schnitt-
stelle zum Rentenabgleich in KoPers war von Beginn an nicht funktionsfähig. 
Erst im Dezember 2024 wurde in KoPers ein Rentenabgleich durchgeführt. 
Es wurden mehr als 3.800 zusätzliche Fälle identifiziert. Eine Auswertung, 
bei wie vielen dieser Fälle der Bezug der Rente dem DLZP tatsächlich hätte 
angezeigt werden müssen und in welchem Umfang eine Anrechnung auf 
die Versorgungsbezüge erfolgen muss, lag zum Berichtszeitpunkt noch 
nicht vor. 
 
Der LRH fordert, dass die Rückforderungsverfahren zügig eingeleitet und 
durchgeführt werden. 
 
Das Finanzministerium führt aus, das DLZP habe zwischenzeitlich mit 
einer Vorprüfung der Fälle begonnen. Bei 1.717 Fällen handele es sich um 
sogenannte informatorische Renten, die nicht zur Anrechnung gelangen. 
  

                                                      
1  Der LRH bereinigte die Liste anhand vorab festgelegter Filterkriterien. Aufgrund der Viel

zahl der Fälle war keine Einzelfallprüfung möglich. 
2  Bemerkungen 2004 des LRH, Nr. 15 (zur Prüfung Pr 2015/1999). 
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Von den weiteren Fällen seien zum 11.02.2025 bereits 197 final geprüft 
worden. In 59 dieser Fälle seien Überzahlungen von insgesamt 408.000 € 
festgestellt worden. 
 
Der LRH bestärkt Finanzministerium und DLZP darin, mit den Prüfungen 
und etwaigen Rückforderungen zügig voranzuschreiten. 
 

7.4 Bearbeitung von Rückforderungen: Haushaltsrechtliche Vorgaben 
einhalten 
 
Um eine ordnungsgemäße Buchführung sicherzustellen, wurden in der 
Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein (LHO)1 und den dazu erlas
senen Verwaltungsvorschriften Regelungen getroffen.  
 
Für die vom Land praktizierte kamerale Buchführung besteht eine Vorgabe 
darin, dass rechnungsrelevante Daten in Form von überzahlten Personal
mitteln jederzeit zur Verfügung stehen müssen, entweder im eingesetzten 
SAP-Verfahren selbst oder in einem automatisierten Vorverfahren.2  
 
In der Verwaltungspraxis des DLZP existieren 2 Verfahrenswege, um 
Überzahlungen zurückzufordern: 
 
In den meisten Überzahlungsfällen wird die Forderung des Landes mit 
künftigen Zahlungen an die Beschäftigten aufgerechnet. Dies ist auch 
zulässig.3  
 
Die Aufrechnungen werden dann in KoPers - das haushaltsrechtlich ein 
automatisiertes Vorverfahren zur SAP-Haushaltssoftware des Landes ist - 
erfasst. Allerdings: KoPers kann die für das Land rechnungsrelevanten 
Daten nicht jederzeit auswerten und eine ordnungsgemäße Buchführung 
sicherstellen. Die haushaltsrechtlichen Anforderungen an ein Vorverfahren 
erfüllt KoPers damit nicht. 
 
Bei einem kleineren Teil der Überzahlungsfälle kann keine Aufrechnung 
erfolgen, zum Beispiel, weil die Beschäftigten nicht mehr beim Land tätig 
sind. Sofern eine Aufrechnung mit künftigen Zahlungen nicht möglich ist, 
fordert das DLZP die überzahlten Beträge von den Zahlungsempfängern 
zurück. Eine Erfassung der Rückforderungen in SAP erfolgt aber zunächst 
nicht, da das DLZP nicht zeitgleich mit den Rückforderungen ent-
sprechende Kassenanordnungen erstellt. Dies führt zu verspäteten  
                                                      
1  Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein - LHO, zuletzt geändert am 21.03.2024 

(Art. 1 Gesetz vom 21.03.2024, GVOBl. 2024, S. 178). 
2  Nr. 6.1.1.4 Verwaltungsvorschriften für Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung 

(VV-ZBR).  
3  Nr. 2.1.5 VV-ZBR. 
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Sollstellungen. Verspätete Sollstellungen hatte der LRH bereits 2016 kriti
siert. Der Landtag hat diese Kritik aufgegriffen und die Dienststellen aufge
fordert, Annahmeanordnungen umgehend zu buchen.1  
 
Der LRH fordert, dass spätestens mit der geplanten Nachfolgesoftware zu 
KoPers die haushaltsrechtlichen Anforderungen an ein Vorverfahren zu 
SAP erfüllt werden müssen. Bis es soweit ist, empfiehlt der LRH, sämtliche 
Überzahlungsfälle in einer Liste mit allen relevanten Daten zu erfassen 
und der Landeskasse monatlich vorzulegen.  
 
Unabhängig davon muss das DLZP in Fällen, in denen keine Aufrechnung 
erfolgt, für eine zügige Erfassung der Forderungen in SAP sorgen. Nur 
dann hält das DLZP die bestehenden haushaltsrechtlichen Vorgaben ein 
und genügt der Aufforderung des Landtages. 
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass das DLZP künftig für die 
titulierten und nicht per Aufrechnung zu bereinigenden Forderungen eine 
Sollstellung in SAP vornehmen werde. Für die Fälle, in denen Rückforde
rungen im Aufrechnungswege erfolgen können, bestehe kein Informa-
tionsdefizit bei der Landeskasse. Für die vom LRH vorgeschlagene, in der 
Erstellung sehr arbeitsintensive Monatsliste bestehe daher kein Bedarf. 
 
Der LRH erachtet es für nicht ausreichend, künftig nur für titulierte Forde
rungen eine Sollstellung in SAP vorzunehmen. Dies würde dem Votum 
des Landtages Rechnung tragen. Der LRH hält es aus Gründen einer ord
nungsgemäßen Buchführung darüber hinaus für notwendig, künftig auch 
die aufzurechnenden Forderungen zu erfassen. Nur so kann das DLZP die 
relevanten Daten auswerten. 
 

7.5 Aktenführung: Geltende Grundsätze beachten 
 
Vorgaben, wie Akten in einer Dienststelle zu führen sind, ergeben sich nicht 
nur aus dem Grundsatz der Aktenmäßigkeit, der aus Art. 19 Abs. 4 Grund-
gesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) und Art. 20 Abs. 3 GG 
abgeleitet wird. Auch die „Aktenordnung für die schleswig-holsteinische 
Landesverwaltung (AktenO)“2 enthält konkrete Regelungen, die durch die 
Dienststellen des Landes zu beachten sind. Die hohe Bedeutung ordnungs-
gemäß geführter Akten hat der Wissenschaftliche Dienst des Landtages in 
einem jüngst erstellten Gutachten3 nochmal besonders betont.  

  

                                                      
1  LT-Drs. 18/4702, Tz. 6. 
2  Amtsbl. Schl.-H. 2015, S. 90. 
3  Umdruck 20/3420, „Aktenrelevanz und das Löschen von Akteninhalten“. 
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Für eine ordnungsgemäße Aktenführung ist es u. a. erforderlich, dass  
• Dokumente sinnvoll in einer Akte und innerhalb der Akte in Vorgänge 

zusammengefasst werden und  
• die Bearbeitungsschritte auch für Dritte nachvollziehbar dokumentiert 

werden. 
 
Überzahlungsfälle werden vom DLZP in der elektronischen Personalakte 
veraktet. Der LRH stellte bei der Prüfung von 80 Fällen aus den Bereichen 
„Besoldung“, „Entgelt“ und „Versorgung“ fest, dass die o. g. Grundsätze 
der Aktenführung im DLZP nicht durchgehend beachtet werden: 
 
Grundsätzlich werden zwar alle Dokumente zu einem Überzahlungsfall in 
der jeweiligen Personalakte gesammelt, jedoch nicht in einem zusammen
gefassten Vorgang. Soll ein Überzahlungsfall nachvollzogen werden, ist 
derzeit eine wenig effiziente Sichtung der teilweise sehr umfassenden Akte 
erforderlich. Die Gründe für die nicht erfolgende Bildung eines Überzah
lungsvorgangs sind im Wesentlichen technischer Natur: Sind Schreiben zu 
einem Überzahlungsfall bereits eingescannt worden, können nachträglich 
erstellte Dokumente nicht mehr mit dem Scan zusammengeführt werden. 
 
Auch eine nachvollziehbare Dokumentation der Bearbeitungsschritte ergab 
sich aus den geprüften Akten nicht. Schriftliche Vermerke über eine erfolgte 
Prüfung der Tatbestandsmerkmale, den Sachstand oder das weitere Vor
gehen waren nicht vorhanden. Nach Auskunft des Finanzministeriums 
würden nur in besonderen Situationen und bei komplexen Sachverhalten 
zusätzliche Vermerke gefertigt. Darüber hinaus werde keine Notwendigkeit 
für Dokumentationen gesehen. Die Vorgänge seien für alle in den Fach-
bereichen tätigen Personen transparent und verständlich. Für eine Doku
mentation bestünde auch keine Personalkapazität. 
 
Der LRH fordert das DLZP auf, die Aktenführung zu verbessern und die 
Grundsätze der Aktenführung einzuhalten. 
 
Technische Unzulänglichkeiten, die eine Bildung von Vorgängen verhindern, 
müssen schnellstmöglich beseitigt werden. Im Hinblick auf die Dokumen-
tation gilt: Gerade in Massenverfahren mag diese mit einem gewissen 
Aufwand verbunden und für die Mitarbeiter der Fachbereiche des DLZP 
nicht erforderlich sein. Die Dokumentation der Bearbeitungsschritte bei 
Überzahlungen soll aber gerade auch den von Überzahlungen Betroffe
nen, der Fachaufsicht sowie dem Rechnungshof eine Prüfung des Verwal
tungshandelns ermöglichen.  
 
Der LRH empfiehlt daher, in den Überzahlungsfällen zumindest die  
wesentlichen Entscheidungen und deren Gründe zu dokumentieren. 
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Das Finanzministerium weist darauf hin, dass aus Sicht des DLZP alle 
Bearbeitungsschritte bereits nachvollziehbar in den Akten dokumentiert 
seien. Gleichwohl werden Finanzministerium und DLZP darauf hinwirken, 
dass mit der Nachfolgesoftware ab 2027 verbesserte Aktenfunktionalitäten 
zur Verfügung stehen. 
 
Aus Sicht des LRH sind verbesserte Aktenfunktionalitäten geeignet, künf
tig einen wesentlichen Beitrag zur ordnungsgemäßen Aktenführung zu 
leisten. 
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8. Risikomanagementsystem in der Steuerverwaltung: Bei 
den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft werden die 
Ziele verfehlt 
 

Die Finanzämter des Landes setzen bei der Bearbeitung von 
Steuererklärungen ein automatisiertes Risikomanagement-
system ein. Die Besonderheiten bei den Einkünften aus Land- 
und Forstwirtschaft werden von dem System aber nicht hin-
reichend berücksichtigt. So konnten 98 % der geprüften Fälle 
nicht vollautomatisch bearbeitet werden.  
 
So verhindern einerseits entbehrliche Risikohinweise die voll-
automatisierte Verarbeitung von Steuererklärungen. Tatsächliche 
Risiken können andererseits nicht erkannt werden. Das Ziel, 
steuerlich auffällige Sachverhalte zu ermitteln und nur diese 
händisch zu prüfen, wird verfehlt. 
 
Die technischen Voraussetzungen für ein effektives Risikomana
gementsystem liegen nicht vor. Insbesondere fehlt die erforder
liche maschinelle Lesbarkeit von Daten. 
 
Die Abgabenordnung fordert eine regelmäßige Evaluation der 
Risikomanagementsysteme. Hierfür fehlt es aber an einer validen 
Datenbasis. 

 
8.1 Risikomanagementsysteme in der Steuerverwaltung 

 
Die Finanzbehörden setzen zur Beurteilung der Notwendigkeit weiterer 
Ermittlungen und Prüfungen für eine gleichmäßige und gesetzmäßige 
Festsetzung von Steuern automationsgestützte Systeme ein, sogenannte 
Risikomanagementsysteme (RMS). Bund-Länder-Arbeitsgruppen evaluie
ren diese Systeme und unterstützen die Länder bei der Qualitätskontrolle 
und Weiterentwicklung - bisher mit mäßigem Erfolg.1 

Folgende Anforderungen müssen erfüllt sein: 
1. die Gewährleistung, dass durch Zufallsauswahl eine hinreichende  

Anzahl von Fällen zur umfassenden Prüfung durch Amtsträger ausge
wählt wird, 

2. die Prüfung der als prüfungsbedürftig ausgesteuerten Sachverhalte 
durch Amtsträger, 

 
  

                                                      
1  https://landesrechnungshof-sh.de/file/20221010-augsburger-erklaerung.pdf. 
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3. die Gewährleistung, dass Amtsträger Fälle für eine umfassende  
Prüfung auswählen können, 

4. die regelmäßige Überprüfung der Risikomanagementsysteme auf ihre 
Zielerfüllung.1 

 
In der Finanzverwaltung des Landes Schleswig-Holstein werden Risiko
managementsysteme seit 2009 sukzessive in den verschiedenen Veran-
lagungsbereichen eingeführt.  
 
Der LRH hat geprüft, wie sich der Einsatz des RMS auf die Veranlagung 
der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft auswirkt. Seine Feststellungen 
ergeben sich aus der Prüfung von 99 Steuerfällen, die er durch eine reprä
sentative Zufallsauswahl aus einer Grundgesamtheit von 10.000 Fällen 
ermittelt hat.  
 

8.2 Wie funktioniert das RMS? 
 
Durch den Einsatz des RMS werden bei der Bearbeitung von Steuererklä
rungen automatisiert Risikohinweise (RHW) ausgegeben. Diese sollen die 
Bearbeiter auf risikobehaftete Sachverhalte hinweisen. Hierzu werden die 
Steuerfälle anhand eines Kriterienkatalogs maschinell auf ihren Risiko
gehalt hin überprüft. Die Bearbeiter entscheiden bei den ausgesteuerten 
Sachverhalten eigenständig über Art und Umfang der Ermittlungen.  
 
Fälle, die vom RMS als risikoarm eingestuft werden, sollen ohne mensch
liches Zutun vollständig automatisiert beschieden werden.  
 

8.3 Was ist Sinn und Zweck des RMS? 
 
Mit dem Einsatz des RMS verfolgt die Finanzverwaltung insbesondere  
folgende Ziele:  
• Das eingesetzte Fachpersonal soll sich ausschließlich mit steuerlich 

relevanten Sachverhalten befassen. 
• Durch die Anwendung einheitlicher Risikokriterien sollen Steuergerech

tigkeit und eine gleichmäßige Rechtsanwendung sichergestellt werden.  
• Standardisierte Arbeitsabläufe sollen die Arbeitsqualität verbessern. 
• Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit des Verwaltungshandelns sollen 

gesteigert werden. 
• Es soll eine schnellere Bearbeitung von Steuererklärungen erzielt wer

den.2 
 

                                                      
1  § 88 Abs. 5 S. 3 AO. 
2  Erlass vom 06.11.2009, O 2140-004/01 zur Einführung RMS-Veranlagung 1.0. 
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8.4 Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft - steuerlich besonders 
 
Die Land- und Forstwirtschaft wird steuerlich als planmäßige Nutzung der 
natürlichen Kräfte des Bodens zur Erzeugung von Pflanzen und Tieren 
sowie als Verwertung der dadurch selbst gewonnenen Erzeugnisse defi
niert.1 Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft stellen im Steuerrecht eine 
eigene Einkunftsart dar,2 die einige steuerrechtliche Besonderheiten auf
weist. So gelten für Land- und Forstwirte grundsätzlich ein abweichendes 
Wirtschaftsjahr3,4 und ein nur für Land- und Forstwirte vorgesehener Frei
betrag.5 Zudem gibt es mit der Gewinnermittlung nach Durchschnittssät
zen6 neben dem Betriebsvermögensvergleich7 und der Einnahmen-Über-
schuss-Rechnung8 eine dritte Gewinnermittlungsart, die nur für Land- und 
Forstwirte Anwendung findet.  
 

8.5 RMS und Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft passen - noch - 
nicht zusammen 
 
Der LRH hat festgestellt, dass das RMS bei der Veranlagung der Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft den Besonderheiten dieser Einkunftsart 
nicht ausreichend gerecht wird. Dies führt dazu, dass 98 % der geprüften 
Fälle nicht vollautomatisch bearbeitet werden. Hierfür gibt es verschiedene 
Gründe: 
  

8.5.1 Die Anlage L ist maschinell nicht ausreichend lesbar 
 
Das RMS steuert die Ausgabe von Risikohinweisen auf der Grundlage von 
maschinell erfassten Kennziffern und Eingabewerten. Für jede Angabe ist 
im Risikofilter ein Kriterium hinterlegt. Anhand dieser festgelegten Kriterien 
kann das Risikopotenzial eines Sachverhalts erkannt und dieser zur per
sonellen Bearbeitung ausgesteuert werden. 
 
Ein zielführendes maschinelles RMS setzt daher voraus, dass die Anga
ben in der Steuererklärung mit Kennziffern versehen sind.  
 
Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft sind vom Steuerpflichtigen auf 
der Anlage L zur Einkommensteuererklärung zu erklären. 
 

                                                      
1  R 15.5 Abs. 1 S. 1 EStR. 
2  § 13 EStG. 
3  § 4a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 EStG. 
4  Das Wirtschaftsjahr in der Landwirtschaft geht vom 01.07. bis 30.06. 
5  § 13 Abs. 3 EStG. 
6  § 13a EStG. 
7  § 4 Abs. 1 EStG. 
8  § 4 Abs. 3 EStG. 
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In dieser sind aber bisher nur die Angaben zur Gewinnermittlungsart, zum 
Gewinn und zu etwaigen Veräußerungsgewinnen mit Kennziffern verse-
hen und können somit maschinell ausgelesen werden. Eine maschinelle 
Überprüfung der erklärten Daten beschränkt sich daher maximal auf einen 
Abgleich der in der Anlage L eingetragenen Gewinne mit der jeweiligen 
Gewinnermittlung oder mit den Daten aus der Einkommensteuererklärung 
des Vorjahres. Es handelt sich lediglich um eine maschinelle Plausibilitäts-
prüfung. Für alle weiteren Angaben, z. B. zu Flächenveränderungen und 
-veräußerungen sowie zur Tierhaltung, kann eine maschinelle Risikoprü
fung nicht erfolgen.  
 
Dieses Problem der Anlage L ist seit Jahren bekannt. Das Finanzministe
rium sollte sich in den auf Bund-Länder-Ebene zuständigen Arbeitsgrup
pen dafür einsetzen, dass die Anlage L zeitnah überarbeitet wird, um eine 
maschinelle risikoorientierte Bearbeitung der Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft bundesweit zu ermöglichen. 
 

8.5.2 Ineffiziente Risikohinweise zur Anlage L  
 
Die maschinell erzeugten RHW forderten überwiegend dazu auf, den 
Steuerfall vollumfänglich zu prüfen, weil Einkünfte aus Land- und Forst
wirtschaft vorlagen. Das Ziel des RMS, nur steuerlich auffällige Sachver
halte händisch zu prüfen, wird so nicht erreicht.  
 
Die Bearbeitung dieser RHW zeigte zudem keinerlei steuerliche Auswir
kung. In keinem der vom LRH geprüften Steuerfälle führte die Prüfung der 
RHW zu einer Änderung der Steuerfestsetzung bei den Einkünften aus 
Land- und Forstwirtschaft. 
 

8.5.3 Besonderheit der Einkunftsart wird nicht in Gewinnermittlungen 
erfasst  
 
Land- und Forstwirte müssen neben der Anlage L je nach Gewinnermitt
lungsart eine Bilanz, eine Einnahmen-Überschuss-Rechnung oder die 
Anlage 13a für die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen elektro
nisch an das Finanzamt übermitteln.  
 
Der LRH hat festgestellt, dass auch bei den Gewinnermittlungen den steu
erlichen Besonderheiten der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft im 
Rahmen des RMS kaum Rechnung getragen wird. 
 
So ist die Einnahmen-Überschuss-Rechnung einheitlich für Gewerbetrei
bende, selbstständig Tätige und Land- und Forstwirte angelegt. Neben der 
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Abfrage nach der Einkunftsart weist sie nur wenige spezifische Eintra
gungsmöglichkeiten für Land- und Forstwirte aus. 
 
Durch das RMS werden daher vielfach RHW für Sachverhalte ausgege
ben, die bei einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb nicht risikobehaf
tet sind. Dies verhindert die vollständig automatisierte Bearbeitung und 
verursacht unnötige Arbeit. Sachverhalte, die aufgrund der Besonderhei
ten der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft tatsächlich risikobehaftet 
sein könnten, werden hingegen vom RMS nicht erkannt und bleiben unge
prüft. Dies widerspricht dem Sinn und Zweck des RMS.  
 
Die gleiche Problematik ergibt sich bei Land- und Forstwirten, die ihren 
Gewinn durch einen Betriebsvermögensvergleich ermitteln und eine 
E-Bilanz an das Finanzamt übermitteln müssen. Auch hier fehlen spezifi
sche Eintragungsmöglichkeiten und die Risikofilter sind nicht auf die 
Besonderheiten der Land- und Forstwirtschaft ausgerichtet. 
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass die Verarbeitung der  
Gewinnermittlung nach § 13a EStG seit Juni 2024 möglich sei. Ein Ein
satzzeitpunkt für RMS könne derzeit nicht genannt werden. Im Rahmen 
des Verwaltungsabkommens KONSENS sei festgelegt worden, dass der 
Bund und ausgewählte Länder gemeinsam die Schaffung einer einheit-
lichen Steuersoftware als Auftragnehmer grundsätzlich verantworteten. 
Vonseiten des Landes Schleswig-Holsteins gäbe es daher hier nur die im 
Verwaltungsabkommen bzw. im KONSENS-G vorgesehenen Beteili
gungsmöglichkeiten an den Verfahrensentwicklungen.   
 
Der LRH bittet das Finanzministerium, bei den zuständigen Bund-Länder-
Arbeitsgruppen darauf hinzuwirken, dass bei der Weiterentwicklung des 
RMS die land- und forstwirtschaftliche Veranlagung mehr in den Fokus 
rückt. Das RMS muss den Besonderheiten der jeweiligen Einkunftsart ge
recht werden, wenn es seine Ziele erreichen soll.  
 

8.6 Die Dokumentation der Bearbeitung von Risikohinweisen entspricht 
nicht den Vorgaben des Finanzministeriums  
 
Das Ergebnis der Bearbeitung von RHW ist zu dokumentieren. Nach den 
Dienstanweisungen des Finanzministeriums ist die Dokumentation so 
durchzuführen, dass Art, Umfang und Ergebnis der Prüfung auch für Dritte 
verständlich und nachvollziehbar sind. Diese sollen in die Lage versetzt 
werden, sich innerhalb kurzer Zeit einen Überblick über den Vorgang zu 
verschaffen. Eine gute und aussagekräftige Dokumentation ist auch für 
Erhebungen zur Wirksamkeit und Weiterentwicklung des RMS von Bedeu
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tung. Zudem erleichtert sie die Bearbeitung eines Steuerfalls in den Folge
jahren. 
 
Der LRH hat festgestellt, dass in der Praxis der Finanzämter die Vorgaben 
zur Dokumentation häufig nicht beachtet werden. Oftmals werden Kommen-
tierungen wie „i. O.“ (in Ordnung) oder „gepr.“ (geprüft) verwendet. Diese 
lassen jedoch keinen Schluss darüber zu, was und wie geprüft wurde. Zu
dem ist die Dokumentation in den einzelnen Finanzämtern nicht einheitlich. 
 
Die Bearbeiter sind unter Berücksichtigung der Feststellungen des LRH 
nochmals auf die Bedeutung einer ordnungsgemäßen Dokumentation und 
die entsprechenden Vorgaben des Finanzministeriums hinzuweisen. 
 

8.7 Es gibt keine valide Datengrundlage für die gesetzlich geforderte 
Evaluation des RMS 
 
Die Abgabenordnung (AO) fordert eine regelmäßige Überprüfung der RMS 
auf ihre Zielerreichung.1 Für diese Evaluation sind verschiedene Bund-
Länder-Arbeitsgruppen zuständig. In diesen Arbeitsgruppen wird über die 
Optimierung der RHW, die Anpassung von Risikoregeln oder die Abde
ckung bisher vom Risikofilter nicht entdeckter Risiken beraten. Die Länder 
haben für diese Beratungen regelmäßig umfangreiche Daten zu erheben 
und zu analysieren, um qualitätsgesicherte Daten in die Beratungen ein
zubringen. 
 
Die Prüfung des LRH zum Einsatz der RMS bei den Einkünften aus Land- 
und Forstwirtschaft hat gezeigt, dass unter den derzeitigen Bedingungen 
eine effektive Evaluation in diesem Bereich nicht möglich ist. Es fehlt an 
einer validen Datenbasis. 
 
Gründe hierfür sind u. a.: 
• die fehlenden speziell für die Land- und Forstwirtschaft entwickelten 

RHW, 
• die unterschiedliche Bearbeitung der RHW in den Finanzämtern sowie 
• die Nichterfassung von Mehr- oder Minderergebnissen, die sich aus der 

Prüfung der RHW ergeben haben.  
 
Das Finanzministerium muss endlich zusammen mit dem Bund und den 
anderen Ländern sicherstellen, dass die vom Gesetz geforderte regel-
mäßige Überprüfung des RMS auf seine Zielführung auf der Grundlage 
einer gesicherten Datenbasis durchgeführt werden kann.  
 

  

                                                      
1 § 88 Abs. 5 Nr. 4 AO. 
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9. Aufgabenübertragungen an die Investitionsbank Schleswig-
Holstein - Verfahren vereinheitlichen, Kostencontrolling 
verbessern und Transparenz gegenüber Parlament erhö
hen 

 
Zwischen dem Land und der Investitionsbank Schleswig-
Holstein existieren rund 100 Aufgabenübertragungsverträge. Es 
fehlt bislang an übergreifenden Vorgaben zur Kalkulation und 
Vergütung der Verträge. Die Landesregierung hat zudem keinen 
zentralen Überblick über Anzahl, Art und finanziellen Umfang der 
Aufgabenübertragungen. 
 
Aus der Kostenrechnung der Investitionsbank lassen sich der
zeit die Ist-Kosten der einzelnen Aufgabenübertragungsverträge 
nicht direkt ablesen. Dies erschwert die Abrechnung und das 
Kostencontrolling der Verträge.  
 
Bei pauschal vergüteten Verträgen wurde meist auf wirksame 
Kostenüberprüfungsklauseln verzichtet. In Fällen, in denen die 
übertragenen Förderprogramme nur auf geringe Nachfrage 
stoßen, erhöht dies die Gefahr von Überzahlungen durch das 
Land. 
 
Im Landeshaushalt werden die Vergütungen an die Investitions
bank oftmals nicht transparent abgebildet. Sie werden teils für 
mehrere Jahre vorab ausgezahlt oder aus Titeln für Fördermittel 
finanziert. 
 
Der LRH empfiehlt, dass Land und Investitionsbank sich auf  
klarere Grundlagen für den Abschluss von Aufgabenübertra
gungsverträgen verständigen. Kostenrechnung und -controlling 
müssen nachgeschärft und die Vergütungen an die Investitions
bank künftig transparent im Haushalt ausgewiesen werden. 
 

9.1 Was wurde geprüft? 
 
Die Investitionsbank Schleswig-Holstein AöR (IB.SH) ist das zentrale 
Förderinstitut des Landes Schleswig-Holstein. Der LRH hat in einer Quer
schnittsprüfung alle zwischen dem Land und der IB.SH bestehenden Auf
gabenübertragungsverträge (AÜV) gesichtet und deren Inhalte analysiert. 
Bei einer Auswahl von 21 AÜV hat der LRH zudem die Kalkulationsgrund
lagen für die vereinbarten Entgelte eingesehen, die Vergütungsabrech
nungen geprüft und sich, soweit vorhanden, mit den Unterlagen zum  
Kostencontrolling auseinandergesetzt. Dabei wurden auch die Verfahren 
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der Ministerien als Vertragspartner in den Blick genommen. Mit der Prü
fung sollte u. a. beantwortet werden, nach welchen Kriterien die Vergütun
gen festgelegt werden, inwieweit die Vergütungen aus der Kostenrech
nung der IB.SH ableitbar sind und ob die Aufgabenübertragungen auch ex 
post kostendeckend sind. Nicht geprüft wurde, wie die IB.SH die ihr über
tragenen Aufgaben erledigt hat. Ebenso wenig im Fokus stand angesichts 
der Heterogenität der Verträge, generalisierende Aussagen über die Wirt
schaftlichkeit der Aufgabenübertragungen oder über das Kostenniveau der 
IB.SH zu treffen. Hierzu fehlt es im Übrigen an öffentlich zugänglichen 
Benchmarks oder Erfahrungswerten aus wettbewerblichen Verfahren. 
 

9.2 Investitionsbankgesetz schreibt Kostendeckung vor 
 
Grundlage für Aufgabenübertragungen an die IB.SH ist das Investitions
bankgesetz (IBG).1 Hiernach darf die IB.SH nur dann Aufgaben für das 
Land übernehmen, wenn die damit einhergehenden Aufwendungen 
gedeckt sind (Kostendeckungsprinzip). Übertragen werden die Aufgaben 
durch öffentlich-rechtliche Verträge. Seit einer Gesetzesänderung 2022 
sieht das IBG vor, dass von einigen Ausnahmen abgesehen allein die 
IB.SH für die Abwicklung von Förderaufgaben des Landes zuständig ist. 
Damit wurde die Rolle der IB.SH als zentrales Förderinstitut gestärkt und 
ihr für einen Großteil der Förderbereiche eine Art Monopolstellung einge
räumt. Der Abschluss von AÜV mit der IB.SH unterscheidet sich aufgrund 
dieser Konstellation deutlich von Dienstleistungsverträgen, die in wett-
bewerblichen Verfahren mit externen Dritten abgeschlossen werden. 
Potenziell kostensenkende Wirkungen von Ausschreibungsverfahren kön
nen daher nicht zum Tragen kommen, wobei umgekehrt auch keine 
Gewinnaufschläge seitens der IB.SH einkalkuliert werden.2  
 
Die IB.SH betont, dass das IBG geändert worden sei, um die Umsatz-
steuerfreiheit der Förderdienstleistungen zu gewährleisten. Sie handele 
primär im Interesse des Landes und berücksichtige dabei stets die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die implizite Vermu
tung, sie würde entgegen den Interessen des Landes ihre Leistungen zu 
überhöhten Kosten erbringen, weist sie mit Nachdruck zurück. 
 
Der LRH zieht nicht in Zweifel, dass die IB.SH das Landesinteresse im 
Blick hat. Aufgrund seiner Prüfungserfahrungen hat er auch keinen Anlass 
anzunehmen, dass sie dem Land systematisch überhöhte Kosten in 
Rechnung stellt. Dessen ungeachtet sind aber die besondere Markt-

                                                      
1  Gesetz über die Errichtung der Investitionsbank Schleswig-Holstein als rechtsfähige An

stalt des öffentlichen Rechts vom 07.05.2003, GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 206, zuletzt ge
ändert am 29.04.2022, GVOBl. Schl.-H. 2022, S. 549. 

2  Vgl. zu dieser Problematik Umdruck 19/7161 vom 17.02.2022. 
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stellung der IB.SH und der begrenzte wettbewerbsinduzierte Kostendruck 
zu berücksichtigen, wenn Aufgaben übertragen und Regelungen zu Kos
tenerstattung und -controlling vereinbart werden. 
 

9.3 Vielzahl an AÜV mit sämtlichen Ressorts 
 
Im betrachteten Zeitraum von Anfang 2022 bis Mitte 2024 existierten 
94 AÜV zwischen der IB.SH und den Ministerien des Landes. Für die 
Abwicklung der übertragenen Landes- und EU-Programme hat die IB.SH 
2022 und 2023 jeweils gut 30 Mio. € vom Land erhalten. Knapp die Hälfte 
der AÜV betraf die Abwicklung von Förderprogrammen, bei denen die 
IB.SH Zuschüsse an Endempfänger bewilligte. Bei etwa 20 % handelte es 
sich um Darlehensprogramme und bei 15 % um Beratungs- und sonstige 
Dienstleistungen. Der Rest entfällt auf die Verwaltung von Sondervermö
gen sowie auf Bürgschafts- und Beteiligungsprogramme. 

Nicht in allen Fällen hat das Land eine Vergütung zu entrichten. So wer
den etwa die Kosten vieler Darlehensprogramme über die Zinsmarge oder 
Verwaltungsgebühren der Darlehensnehmer gedeckt. Bei den vom Land 
vergüteten Programmen gibt es eine Vielzahl unterschiedlicher Abrech
nungsvarianten, die von Spitzabrechnungen über Fall- und Gesamt-
pauschalen bis hin zu Abrechnungen nach Stundensätzen reichen.  
 

 
Abbildung 11: AÜV nach Vergütungsregelung 
Quelle: LRH 

 
Dabei werden vergleichbare Aufgaben nicht stets auf die gleiche Art ver
gütet. 
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Die IB.SH betont, dass mehr als die Hälfte der Kostenerstattungen der 
Jahre 2022 und 2023 die Abwicklung der Corona-Programme betreffen. 
Nach ihren Berechnungen entfielen zudem 92 % der vom Land gezahlten 
Entgelte für Zuschussprogramme auf Spitzabrechnungen. Die Anzahl der 
festgestellten Abrechnungsvarianten von 7 stellt aus ihrer Sicht keine Viel
zahl dar und grundsätzlich würden vergleichbare Aufgaben auf die gleiche 
Art abgerechnet. Ausnahmen seien in den konkreten Umständen des Ein
zelfalls begründet. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung, die auf einer intensiven Auswer
tung der AÜV und ihrer Abrechnungsarten beruht. Unbestritten haben sich 
die per Ist-Kosten abgerechneten Corona-Programme deutlich auf die 
Gesamthöhe der Vergütungen ausgewirkt. Dieser Sondereffekt erhöht 
auch die Quote der spitz abgerechneten Entgelte. Zudem sind diverse 
AÜV seit 2021 auf eine Spitzabrechnung umgestellt worden. Betrachtet 
man die im Prüfungszeitraum 2018 bis 2022 gezahlten Entgelte für sämt-
liche vom Land vergüteten AÜV, beruhten weniger als die Hälfte der Ver
gütungen auf Spitzabrechnungen.  
 

9.4 Kein Gesamtüberblick und kaum Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
aufseiten der Landesverwaltung 
 
Die jeweiligen Fachministerien agieren bei den Vertragsverhandlungen mit 
der IB.SH eigenverantwortlich. Außer dem IBG gibt es keine übergreifen
den Vorgaben, und es erfolgt auch keine standardisierte Einbindung des 
Finanzministeriums vor Vertragsabschluss. Ein regelmäßig aktualisierter 
zentraler Überblick über Anzahl, Art und finanziellen Umfang der AÜV mit 
der IB.SH existiert innerhalb der Landesregierung nicht. 
 
In der Regel werden die Vertragsentwürfe für die zu übertragenden Auf-
gaben von der IB.SH erstellt. Die Prüfung der Entwürfe durch die jeweili
gen Fachreferate der Ministerien fällt stark unterschiedlich aus. Den Fach
referaten fehlen oftmals die Detailkenntnisse über die Kalkulations-
methoden der IB.SH, etwa im Hinblick auf die Verrechnung von Gemein-
kosten oder die Zusammensetzung von Stundensätzen. 
 
Die IB.SH stellt klar, dass sie die Vertragsentwürfe den Ressorts nicht ein
seitig vorgebe, sondern sich mit diesen abstimme. Dabei würden alle 
Informationen offengelegt, die für eine Prüfung der Kalkulation erforderlich 
seien. 
 
Nur in Ausnahmefällen konnten dem LRH Wirtschaftlichkeitsuntersuchun
gen gemäß § 7 LHO vorgelegt werden, die die Ressorts vor Vertragsab
schluss durchgeführt hatten. Auch wenn die IB.SH gemäß IBG zentraler 
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Förderabwickler des Landes ist, werden Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
zu den AÜV nicht obsolet. Die AÜV sind auf ihre Plausibilität und Ange
messenheit zu prüfen und das Ergebnis ist schriftlich zu dokumentieren. 
Dabei sollte auch die Wahl von Vergütungsart und -höhe begründet wer
den. 
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass es seit der Änderung des 
IBG 2022 keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach § 7 LHO mehr für 
erforderlich halte. Abgesehen von der Eigenwahrnehmung durch das Land 
gebe es keine Handlungsalternativen, die untersucht werden könnten. 
 
Der LRH erkennt dies im Grundsatz an, hält aber an seiner Empfehlung 
fest, dass die Ressorts sich vor Vertragsabschluss intensiver mit den oben 
genannten Fragestellungen auseinandersetzen und die Ergebnisse schrift
lich dokumentieren sollten. 
 

9.5 Einheitlicher Rahmen für Kalkulations- und Vergütungsregeln fehlt 
 
Abgesehen von der Orientierung am Kostendeckungsprinzip existieren 
weder aufseiten der IB.SH noch innerhalb der Landesregierung übergrei
fende Vorgaben, wie die Kosten der AÜV zu kalkulieren und welche Ver
gütungsregelungen anzuwenden sind. Bei der IB.SH obliegt es grundsätz
lich dem für den jeweiligen AÜV zuständigen Marktbereich, eine geeignete 
Kalkulationsmethode und Vergütungsregelung auszuwählen. Die Kalkula
tionsmethode legt fest, auf welche Art und Weise die künftig anfallenden 
Kosten der IB.SH geschätzt werden. Die Vergütungsregelung gibt u. a. 
vor, ob die ursprünglich kalkulierten Werte mittels Pauschale abgegolten 
werden sollen oder ob im Nachhinein die Ist-Kosten ermittelt und abge
rechnet werden.  
 
2004 hatte die IB.SH ihrem Verwaltungsrat in einem Bericht noch darge
legt, dass die Entgeltkalkulation einheitlich auf der Basis von Stunden-
Bewertungssätzen der einzelnen Marktbereiche erfolge.1 Seitdem hat sich 
der Verwaltungsrat nicht mehr umfassend mit diesem Thema befasst.  
 
Die Bewertungssätze umfassen Sach- und Teile der Gemeinkosten. Sie 
werden jährlich aktualisiert und lassen sich aus der Kostenrechnung der 
IB.SH ableiten. Tatsächlich ist die Kalkulation nach Bewertungssätzen 
aber nur eine von mehreren Kalkulationsmethoden, die der LRH im Zuge 
der Prüfung vorgefunden hat. 
 

                                                      
1  Investitionsbank Schleswig-Holstein: „Bericht zur Darstellung/Errechnung der Perso-

nalkostensätze“ vom 08.11.2004, „Vorlage zur Verwaltungsratssitzung vom 06.12.2004“. 
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Neben der eher komplexen Berechnung mittels Bewertungssätzen enthiel
ten andere Kalkulationen nur eine grobe Abschätzung der Personalkosten. 
Diese wurden um Pauschalen für Sach- und Gemeinkosten ergänzt, wobei 
letztere sich nicht aus der Kostenrechnung der IB.SH ableiten ließen. Auch 
wurden bei manchen AÜV verschiedene Kalkulationsmethoden miteinan
der kombiniert. Die meisten Programme im Bereich der Arbeitsmarkt- und 
Strukturförderung sowie der Stabilisierungsförderung wiederum werden 
neuerdings nach dem sogenannten „Systemverständnis“ kalkuliert, das 
einer gänzlich anderen Systematik folgt. Dort werden neben den direkten 
Personalkosten des ausführenden Fachbereichs auch die Personalkosten 
der zuarbeitenden Bereiche (Overhead) konkret geschätzt und beides um 
eine Sachkostenpauschale ergänzt. 
 
Die Heterogenität der Kalkulationen lässt sich dabei nicht vorwiegend mit 
den Besonderheiten der abgewickelten Programme erklären. Vielmehr ist 
es so, dass auch vergleichbare Förderprogramme unterschiedlich kalku
liert werden, und zwar in Abhängigkeit davon, welcher Marktbereich der 
IB.SH für das Programm verantwortlich ist. Der LRH hält diese Unüber
sichtlichkeit für nicht zielführend. Ein einheitlicheres Vorgehen würde die 
Verständlichkeit und Vergleichbarkeit der Kalkulationen erhöhen und es 
den Ressorts erleichtern, die Angemessenheit der Kosten zu überprüfen. 
 
Gleiches gilt für die sich an die Kalkulation anschließende Entscheidung 
über die geeignete Vergütungsform. Hier gilt, dass grundsätzlich ein Ziel
konflikt zwischen einem möglichst schlanken Abrechnungsverfahren und 
einer auch im Nachhinein hinreichend strikten Erfüllung des Kosten-
deckungsprinzips besteht. Vereinbart man eine Pauschalzahlung, lässt 
sich diese zwar leicht abrechnen. Entwickelt sich aber die Programmnach
frage und damit auch der Abwicklungsaufwand anders als erwartet, kann 
die vereinbarte Pauschale unter Umständen deutlich von den tatsäch-
lichen Kosten abweichen. Von daher bieten sich reine Pauschalzahlungen 
nur für Programmübertragungen an, bei denen sich Fallzahlen und Bewil
ligungsvolumen gut prognostizieren lassen und Erfahrungswerte zum Auf
wand pro Fall vorliegen. Bei großen Unsicherheiten bezüglich der Pro
grammnachfrage liegt es näher, eine Spitzabrechnung der tatsächlichen 
Kosten zu vereinbaren. Bei weitgehend standardisierten Kosten pro Fall 
kann als Mittelweg auf Fallpauschalen zurückgegriffen werden. 
 
Der LRH konnte nicht feststellen, dass sich die Vergütungsvarianten in 
den von ihm geprüften Fällen an diesen Überlegungen orientiert haben. 
Vielmehr hing die Wahl der Vergütungsart erneut hauptsächlich vom 
zuständigen Marktbereich der IB.SH sowie dem als Vertragspartner auftre
tenden Ressort und nicht von den oben genannten Sacherwägungen ab. 
Im Ergebnis wurden auch komplexe Programme, mit denen Neuland 
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betreten wurde, per Pauschale abgerechnet, wohingegen sich unter den 
spitz abgerechneten Programmen auch Kleinstprogramme mit vergleichs
weise leicht abschätzbarem Aufwand befanden. Ein bereichs- und ressort
übergreifendes Verständnis bei IB.SH und Land über die Vorteile konkre
ter Vergütungsregeln, aus dem sich Leitlinien für den Abschluss von AÜV 
ableiten ließen, ist derzeit nicht erkennbar. 
 
Die IB.SH widerspricht dem Befund, es gebe bei ihr keinen vorgegebenen 
Rahmen für die Kostenkalkulation und Vergütungsregelungen. Die verein
barte Vergütungsregel richte sich nach der Art der jeweiligen Dienst-
leistung und der weit überwiegende Teil der Kostenerstattungen für 
Zuschussprogramme werde bereits einheitlich nach dem Systemverständ
nis abgerechnet. Die Kalkulation nach Bewertungssätzen komme grund
sätzlich bei Kredit-, Bürgschafts- und Beratungsprogrammen zur Anwen
dung. Diese notwendige Differenzierung stelle keine Unübersichtlichkeit 
dar. 
 
Der LRH erkennt an, dass sich die IB.SH seit 2021 im Bereich der 
Arbeitsmarkt- und Strukturförderung auf den Weg gemacht hat, die Vergü
tungssystematik zu vereinheitlichen. Zu konstatieren ist aber, dass im Prü
fungszeitraum von rund 40 Zuschussprogrammen nur etwa die Hälfte 
gemäß Systemverständnis abgerechnet wurden. Dabei war dies für keines 
der Programme außerhalb des Marktbereichs der Arbeitsmarkt- und Struk
turförderung der Fall oder geplant. Er bleibt daher bei seiner Feststellung, 
dass Kalkulations- und Vergütungsform derzeit keiner bereichsübergrei
fenden Systematik folgen.  
 
Das Finanzministerium teilt die Auffassung des LRH, dass ein einheit-
licher Rahmen für Kalkulations- und Vergütungsregeln bisher nicht vor-
liege. Das Kabinett habe das Finanzministerium daher im Dezember 2024 
beauftragt zu prüfen, inwieweit die Konditionen der geltenden AÜV ange
passt und vereinheitlicht werden könnten.  
 

9.6 Kostenrechnung der IB.SH liefert keine ausreichende Hilfestellung 
bei Abrechnungen und Kostencontrolling 
 
Grundsätzlich verfügt die IB.SH über eine leistungsfähige Kostenrech
nung, die auf dem Ist-Kosten-Prinzip beruht. In ihrem Bericht gegenüber 
dem Verwaltungsrat aus 2004 konstatierte die IB.SH, dass die Kosten 
programm- bzw. aufgabenscharf über die Kostenrechnung zugeordnet 
werden könnten und dass der durch eine Förderaufgabe bzw. durch ein 
Förderprogramm verursachte Aufwand durch Rechnungswesen und Con
trolling exakt ermittelbar sei. Dies würde implizieren, dass sich die Kosten 
jedes AÜV zu Abrechnungszwecken direkt aus der Kostenrechnung  
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ermitteln lassen und darüber hinaus flächendeckend Daten zu Zwecken 
des Kostencontrollings vorliegen. Die Prüfung hat allerdings gezeigt, dass 
die Kostenrechnung der IB.SH dieses derzeit nur bedingt erfüllen kann. 
Die wesentlichen Gründe hierfür sind: 
 
• Die IB.SH verteilt in ihrer Abteilungserfolgsrechnung sowohl direkte 

Kosten als auch die Kosten zuarbeitender Bereiche (Overhead) auf 
Kostenstellen der für die AÜV zuständigen Marktbereiche. Allerdings 
wird nicht für jeden AÜV eine eigenständige Kostenstelle bzw. ein 
Kostenträger geführt, sodass sich die Ist-Kosten und die Auskömmlich
keit zahlreicher AÜV nicht direkt aus der Kostenrechnung ablesen las
sen. 

 
• Auch dort, wo für einen AÜV eine eigene Kostenstelle eingerichtet 

wurde, ist die Abteilungserfolgsrechnung nur stark eingeschränkt für 
Abrechnungs- und Controllingzwecke nutzbar. Dies liegt u. a. daran, 
dass gerade bei kleineren Programmen davon abgesehen wird, die 
Personal- und Sachkosten differenziert und verursachungsgerecht auf 
die einzelnen AÜV-Kostenstellen zu verbuchen. Der LRH hat fest-
gestellt, dass die Ergebnisse diverser Kostenstellen aus diesem Grund 
praktisch ohne Aussagekraft sind.  

 
• Darüber hinaus wird im gesamten Bereich der Arbeitsmarkt- und Struk

turförderung sowie der Stabilisierungsförderung darauf verzichtet, die 
Kostenstellen mit bestimmten Overheadkosten (beispielsweise für Per
sonalverwaltung oder Serviceleistungen) zu belasten. Auf die anderen 
Marktbereiche der IB.SH werden hingegen die entsprechenden Kosten 
pauschaliert aufgeschlagen. Die Kostenstellenergebnisse der genann
ten Bereiche sind daher unvollständig. Da in spitz abgerechneten AÜV 
entsprechende Overheadkosten sehr wohl geltend gemacht werden, 
kann zu Abrechnungszwecken nicht allein auf die Abteilungserfolgs
rechnung zurückgegriffen werden. Stattdessen müssen eigene Berech
nungen der Marktbereiche herangezogen werden. 

 
9.7 Eine Anpassung der Kostenrechnung würde die Nachvollziehbarkeit 

der Abrechnungen erhöhen 
 
Die IB.SH hat die derzeitige Ausgestaltung der Abteilungserfolgsrechnung 
damit begründet, dass diese hauptsächlich für die Gesamtsteuerung der 
Bank und für Plan-Ist-Vergleiche genutzt werde, nicht aber für Abrech
nungszwecke. Auf eine differenziertere Erfassung werde unter Kosten-
Nutzen-Gesichtspunkten verzichtet. Die Marktbereiche würden bei Spitz-
abrechnungen gesonderte Kostennachweise erstellen. 
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Der LRH erkennt zwar an, dass der mit der Kostenrechnung einher-
gehende Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zum Nutzen stehen 
muss. Allerdings legt gerade das im IBG verankerte Kostendeckungsprin
zip nahe, die Kostenrechnung so auszugestalten, dass sich aus ihr nach
vollziehbar und transparent die Kosten für die einzelnen AÜV ablesen las
sen. Dies ist momentan nicht möglich.  
 
So liegen für die über Pauschalen abgerechneten AÜV in der Regel keine 
exakten Informationen über die tatsächlichen Abwicklungskosten und die 
betriebswirtschaftlichen Ergebnisse der Programmübertragungen vor. 
Aussagekräftige Unterlagen zum internen Kostencontrolling der ent-
sprechenden AÜV hat die IB.SH dem LRH nicht übermittelt.  
 
In den zahlreicher werdenden Fällen, in denen die Ist-Kosten erstattet 
werden, besteht dieses Problem zwar vordergründig nicht. Allerdings müs
sen die Kosten hier wie oben dargestellt mittels einer gesonderten Rech
nung von den Fachbereichen der IB.SH nachgewiesen werden. Sowohl 
externen Prüfinstanzen wie dem LRH als auch den Vertragspartnern in 
den Ressorts wird es so erschwert, die in Rechnung gestellten Kosten mit 
vertretbarem Aufwand nachzuvollziehen. Denn während es sich bei der 
Abteilungserfolgsrechnung um ein mit der Buchführung der IB.SH ver
knüpftes, in sich geschlossenes und gewissermaßen revisionssicheres 
System handelt, kann dies für die mittels einer Überleitungsrechnung 
erstellten AÜV-Abrechnungen ohne umfangreiche Prüfschritte und Plausi
bilitätskontrollen nicht konstatiert werden. 
 
Die IB.SH betont, dass es nicht erforderlich sei, dass sich die Kosten jedes 
AÜV aus der Abteilungserfolgsrechnung ablesen ließen. Der durch eine 
Förderaufgabe verursachte Aufwand sei durch Rechnungswesen und 
Controlling dennoch exakt ermittelbar. Für Abrechnungszwecke sei das 
Systemverständnis entwickelt worden. Hierüber werde eine Ist-Kosten-
Abrechnung sichergestellt.  
 
Der LRH hält an seiner Auffassung fest, dass die Abteilungserfolgsrech
nung in Teilen wenig aussagekräftige Ergebnisse liefert und Anpassungen 
vorgenommen werden sollten. Dass sich die Kosten für alle Förderauf-
gaben exakt ermitteln lassen, deckt sich nicht mit den Prüfungserkenntnis
sen des LRH. Für diverse pauschal vergütete Programme sind keine 
Kostenstellen eingerichtet und es erfolgen derzeit keine programmbezo
genen Zeitaufschreibungen. Unterlagen zum Kostencontrolling dieser Pro
gramme wurden dem LRH nicht vorgelegt.  
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Das Finanzministerium betont, es müsse der Zustand behoben werden, 
dass die Kostenrechnung der IB.SH in der jetzigen Ausbaustufe nicht 
geeignet sei, die AÜV ohne systemfremde Nebenrechnungen abzurech
nen. Das Gleiche gelte für den Umstand, dass keine flächendeckenden 
Daten für das Kostencontrolling der AÜV vorlägen.  
 

9.8 Pauschalvergütungen ohne Kostencontrolling bergen Gefahr von 
Überzahlungen durch das Land 
 
Bei den auf Ist-Kosten-Basis vergüteten AÜV liegen spätestens mit der 
Abrechnung die tatsächlichen Kosten der Aufgabenübertragung vor. Eine 
korrekte Kostenermittlung vorausgesetzt, erwirtschaftet die IB.SH mit dem 
jeweiligen Programm weder Verluste noch Gewinne und das Kosten-
deckungsprinzip wird erfüllt. 

Bei den mittels Pauschalen abgerechneten AÜV ist dies nicht automatisch 
der Fall. Soll sichergestellt werden, dass keine deutlichen Über- oder 
Unterzahlungen durch das Land erfolgen, bedarf es eines Kostencon-
trollings. 
 
Die per Pauschalzahlung abgerechneten AÜV enthalten jedoch nur selten 
Regelungen zur Überprüfung der Kosten und Entgelte. Sofern hierzu 
überhaupt Klauseln enthalten sind, lassen diese Art und Zeitpunkt der  
Prüfung weitgehend offen, was ihre Relevanz und Anwendbarkeit in der 
Praxis einschränkt.  
 
Dies kann für das Land zu nachteiligen Ergebnissen führen. Hierbei ist zu 
beachten, dass bei den per Ist-Kosten-Erstattung abgerechneten Pro
grammen die tatsächlichen Kosten in den vergangenen Jahren um mehr 
als 25 % unter den kalkulierten Werten lagen. Dies liegt u. a. daran, dass 
die Entgelte vorsichtig und mit gewissen Sicherheitspuffern kalkuliert wer
den. Bei pauschal vergüteten Programmen kann daher nicht ausgeschlos
sen werden, dass nennenswerte Kosteneinsparungen nicht an das Land 
weitergegeben werden. 
 
In den vom LRH überprüften AÜV finden sich Beispiele für ein ungenü
gendes Kostencontrolling und unzureichend ausgestaltete Vergütungs-
regeln. Zu nennen sind hier der AÜV zur Durchführung der Richtlinie zur 
Förderung von Investitionen in Frauenfacheinrichtungen sowie der AÜV 
zum Baulandfonds. Beide Programme sind bisher auf eine wesentlich 
geringere Nachfrage getroffen als angenommen.  
 
Bei den Frauenfacheinrichtungen sollten für 16 abzuwickelnde Förderfälle 
im Zeitraum 2019 bis 2021 ursprünglich 70.000 € gezahlt werden. Da das 
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Programm mit jährlicher Pauschalvergütung mehrfach verlängert und die 
tatsächlichen Kosten nicht erhoben wurden, flossen für nur 9 Bewilligun
gen bis Ende 2023 bereits 110.000 € an die IB.SH. Sollten die Mittel bis 
zum Vertragsende 2025 verausgabt werden, werden sich die Entgelte mit 
150.000 € gegenüber der geplanten Vergütung mehr als verdoppelt 
haben. 
 
Beim Baulandfonds hat das Land der IB.SH die erwarteten Abwicklungs
kosten von 1,5 Mio. € für den Zeitraum bis 2028 pauschal vorab überwie
sen. Die Planung sah vor, 60 Potenzialanalysen zu fördern, die dann 
24 kommunale Darlehen der IB.SH nach sich ziehen sollten. 14 Darlehen 
sollten bis Ende 2024 bereits bewilligt sein. Tatsächlich wurden bis Mitte 
2024 lediglich 7 Potenzialanalysen und ein Darlehen bewilligt. Es ist 
unwahrscheinlich, dass das Programm noch auf die ursprünglich prognos
tizierte Nachfrage trifft. Da der Vertrag keine Kostenüberprüfungsklausel 
enthält, ist unklar, wie mit der bereits abgeflossenen Vergütung weiter 
umgegangen wird. Derzeit setzt das Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport (Innenministerium) darauf, dass die Ausweitung der 
Einsatzmöglichkeiten des Fonds zusätzliche Förderfälle nach sich zieht. 
 
Bereits bei der Ausarbeitung des Programms war das Risiko einer aus
bleibenden Nachfrage thematisiert worden. Der LRH hält die Wahl der 
Vergütungsregelung vor diesem Hintergrund für nicht nachvollziehbar und 
aus Landessicht für unwirtschaftlich. Eine Anpassung ist zwingend erfor
derlich. 
 
Angesichts der o. g. Beispiele rät der LRH von reinen Pauschalvergütun
gen ab, sofern nicht wirksame Mechanismen zum Kostencontrolling 
implementiert werden. 
 
Die IB.SH weist mit Nachdruck zurück, dass sie pauschal vergütete Pro
gramme mit Sicherheitspuffern kalkuliere und abrechne und so das Land 
benachteilige. Dies widerspreche ihrem Selbstverständnis und operativen 
Handeln. Dass bei den spitz abgerechneten Programmen die tatsäch-
lichen Kosten unter den ursprünglich kalkulierten lägen, sei zu einem 
maßgeblichen Teil auf die Corona-Programme zurückzuführen, bei denen 
es aufgrund der dynamischen Entwicklung zu Verzögerungen gekommen 
sei. Auch in den angeführten Beispielen liege keine unwirtschaftliche Aus
gestaltung für das Land vor. Bei den Frauenfacheinrichtungen habe sich 
herausgestellt, dass der Aufwand pro Fall höher als ursprünglich kalkuliert 
gewesen sei. Die tatsächlich gezahlte Vergütung sei daher genau ange
messen. Beim Baulandfonds sei es zwar zu zeitlichen Verzögerungen 
gekommen, man halte aber die ursprünglich angestrebte Zahl von Bewilli
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gungen weiter für erreichbar. Aussagen zur Wirtschaftlichkeit ließen sich 
erst am Programmende treffen. 
 
Das Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration 
und Gleichstellung (Sozialministerium) führt zu den Frauenfachein-
richtungen aus, dass es die Kritik nachvollziehen könne, die Anzahl der 
abgeschlossenen Bauvorhaben aber nicht den tatsächlichen Beratungs
aufwand widerspiegele. In der Programmumsetzung habe sich das  
Förderverfahren aufgrund der Trägerstrukturen der Frauenhäuser und der 
besonderen Anforderungen an die Standorte als betreuungsintensiver als 
gedacht herausgestellt. Außerdem seien auch Projekte begleitet worden, 
in denen es zu keiner Förderung gekommen sei. Da die Richtlinie nicht 
über 2025 hinaus verlängert werde, werde der laufende Vertrag nicht mehr 
angepasst. Für zukünftige Verfahren würden die Anregungen des LRH 
aber aufgegriffen. 
 
Dem LRH liegt die Interpretation fern, die IB.SH kalkuliere ihre Programme 
zwecks Übervorteilung des Landes mit übertriebenen Sicherheitspuffern. 
Es ist allerdings eine empirische Tatsache, dass die tatsächlichen Kosten 
beim Großteil der spitz abgerechneten Verträge regelmäßig unterhalb der 
ursprünglich kalkulierten Werte lagen. Dies zeigt einerseits, dass die IB.SH 
bei ihren Kalkulationen mit kaufmännischer Vorsicht agiert, was ihr durch 
ihre Wettbewerbsposition erleichtert wird, und sie andererseits im Pro
grammverlauf realisierte Kostensenkungspotenziale an das Land weiter
gibt. Bei per Pauschale abgerechneten Programmen gilt Letzteres 
zunächst nicht. Dies ist besonders dann problematisch, wenn die Pro
grammnachfrage und damit die zu erwarteten Aufwendungen geringer als 
erwartet ausfallen. Dies unterstreicht die Notwendigkeit für die Landes-
regierung, bei Pauschalvergütungen Mechanismen zur Nachkalkulation in 
die Verträge aufzunehmen.  
 
Das Finanzministerium teilt die Auffassung des LRH, dass Pauschalver
gütungen ohne Kostencontrolling die Gefahr von Überzahlungen durch 
das Land beinhalten. Dies gelte es auch im Interesse der IB.SH als zentra
les Förderinstitut des Landes zu vermeiden. 
 

9.9 Mangelhafte Veranschlagung der Vergütungszahlungen im Haushalt  
 
Nur wenn die Vergütungen an die IB.SH vollständig und transparent im 
Landeshaushalt abgebildet werden, kann das Parlament sein Budgetrecht 
umfassend ausüben. Dies ist derzeit nicht ausreichend sichergestellt. 
 
Bei 9 der 21 näher untersuchten AÜV hat der LRH Mängel hinsichtlich der 
Haushaltstransparenz festgestellt. Dabei wurden oftmals die Abwicklungs
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kosten nicht gesondert im Haushalt ausgewiesen, sondern gemeinsam mit 
den eigentlichen Fördermitteln veranschlagt. Welche Vergütung an die 
IB.SH fließt, ist dann für das Parlament nicht erkennbar.  
 
In anderen Fällen wurde sowohl gegen § 56 LHO als auch gegen das 
Jährigkeitsprinzip verstoßen. Die Abwicklungskosten sind der IB.SH für 
mehrere Jahre vorab überwiesen worden und dadurch kumuliert in nur 
einem Haushaltsjahr angefallen. 
 
Ein aktuelles Beispiel hierfür: In dem im November 2024 neu gefassten 
AÜV zur Durchführung von Corona-Wirtschaftshilfen hat sich das Ministe
rium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus (Wirt
schaftsministerium) die Möglichkeit offengehalten, erweiterte Abschlags
zahlungen zu tätigen. Dadurch besteht die Option, die erwarteten 
Abwicklungskosten mehrerer Jahre vorab zu begleichen. Dies führt nicht 
nur zu zusätzlichem Aufwand, da für entsprechende Vorauszahlungen ein 
Sonderkonto eingerichtet werden muss. Es widerspricht auch dem Jährig
keitsprinzip, weshalb von der Option kein Gebrauch gemacht werden darf. 
 
Das Wirtschaftsministerium merkt zum AÜV zu Corona-Wirtschaftshilfen 
an, dass von der Option bisher kein Gebrauch gemacht worden und dies 
auch für 2025 nicht geplant sei. In erster Linie sei die Option aufgenom
men worden, um auch die externen Dienstleisterkosten eines laufenden 
Programmjahres im Abschlag bereits zum Jahresbeginn anweisen zu kön
nen. 
 

9.10 Schwachstellen beheben und Berichterstattung gegenüber dem 
Parlament verbessern 
 
Landesregierung und IB.SH sollten gemeinsam die identifizierten Problem
felder angehen. Der LRH empfiehlt: 
 
• Die Kalkulation und Vergütung von Förderprogrammen ist ressort- und 

bereichsübergreifend klarer zu regeln. Die Thematik sollte auch vom 
Verwaltungsrat der IB.SH begleitet werden. Zielsetzung sollte ein ver
bindlicher Rahmen für die Kalkulations- und Vergütungspraxis sein. 
Darin sind u. a. die Methoden zur Kalkulation und Vergütung von Pro
grammen zu benennen, zu erläutern und festzulegen, unter welchen 
Voraussetzungen sie anzuwenden sind.  

 
• Die Landesverwaltung sollte jederzeit einen zentralen Überblick über 

Anzahl und Art der mit der IB.SH abgeschlossenen AÜV besitzen. 
Hierzu sollte entweder eine verpflichtende Einbindung des Finanz-
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ministeriums bei neuen Vertragsabschlüssen festgelegt oder eine von 
den Ressorts zu pflegende Datenbank aller AÜV vorgehalten werden. 

 
• Die Kostenrechnung der IB.SH ist so auszugestalten, dass sie besser 

für Zwecke der Programmabrechnung und des Kostencontrollings 
genutzt werden kann. Hierfür sollte sie stärker im Sinne einer Kosten
trägerrechnung für die einzelnen AÜV ausgerichtet werden. Ziel muss 
es sein, dass sich die tatsächlich angefallenen Kosten und Erlöse eines 
AÜV direkt aus der Kostenrechnung ablesen lassen. So ließe sich die 
in vielen Fällen gewünschte Ist-Kosten-Abrechnung auf eine solidere 
und nachprüfbarere Grundlage stellen.  

 
• Wenn aus Gründen der Verfahrenserleichterung einige Programme 

weiter über Pauschalen abgerechnet werden sollen, sollte der Gefahr 
von Überzahlungen durch das Land stärker vorgebeugt werden. Sofern 
Erfahrungswerte für den Aufwand pro Förderfall vorliegen, sind Fall- 
statt Gesamtpauschalen zu vereinbaren. Insbesondere bei länger lau
fenden pauschal vergüteten Programmen sind in die AÜV zudem Klau
seln zum Kostencontrolling aufzunehmen. Diese sollten klare Angaben 
zum Zeitpunkt der Kostenüberprüfung enthalten und Kriterien benen
nen, die eine Vergütungsanpassung nach sich ziehen können. Bereits 
bei Vertragsabschluss ist zu prüfen und sicherzustellen, dass die 
Datenbasis für das vereinbarte Kostencontrolling vorhanden ist.  

 
• Die Transparenz gegenüber dem Parlament ist zu erhöhen. Dafür sind 

die jährlichen Abwicklungskosten nachvollziehbar und getrennt von den 
Fördermitteln im Haushalt auszuweisen. Dem zunehmenden Interesse 
des Landtages an Art, Umfang und Kosten der an die IB.SH übertrage
nen Programme könnte durch eine regelmäßige Berichterstattung an 
den Finanzausschuss nachgekommen werden. So könnte beispiels
weise einmal pro Legislaturperiode über den AÜV-Bestand und aktuelle 
Entwicklungen etwa im Bereich der Digitalisierung von Förderverfahren 
berichtet werden. 

 
Die IB.SH merkt an, sie werde im Hinblick auf die Kalkulations- und Vergü
tungspraxis den bereits eigeschlagenen Weg der Standardisierung ent-
sprechend dem Systemverständnis im Dialog mit den Landesressorts wei
ter fortsetzen. Sie werde zudem prüfen, ob bei länger laufenden 
Programmen pauschale Vergütungsregelungen mit Kostencontrolling-
Klauseln eine wirtschaftliche und zweckmäßige Gestaltung versprechen 
oder ob nicht besser von vornherein eine Abrechnung nach Ist-Kosten 
vereinbart werden sollte. 
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Das Finanzministerium hat angekündigt, im Rahmen eines ressortüber
greifenden Austauschs unter Einbindung der IB.SH die Kalkulation und 
Vergütung von AÜV ressort- und bereichsübergreifend klarer zu regeln 
und einen verbindlichen Rahmen dafür zu schaffen. Land und IB.SH  
hätten die notwendigen Standards hierfür zu entwickeln. Auch eine Erör-
terung dieser Thematik im Verwaltungsrat und der Gewährträgerversamm
lung der IB.SH sei sachgerecht.  
 
Die Empfehlung zum Aufbau einer Datenbank zu den AÜV begrüßt das 
Finanzministerium. Dies sei sinnvoll für das Land wie für die IB.SH, wes
halb beide Vertragspartner Zugriff auf die Datenbank haben sollten. 
 
Daneben unterstützt das Finanzministerium die Forderung des LRH, die 
Kostenrechnung der IB.SH so auszugestalten, dass sie besser für Zwecke 
der Abrechnung und des Kostencontrollings genutzt werden könne. Sie sei 
in Richtung einer Kostenträgerrechnung auf Basis von AÜV weiterzuent-
wickeln. Im weiteren Verfahren werde geprüft, ob hierfür ein Auftrag durch 
eines der zuständigen Organe der IB.SH an den Vorstand zu erteilen sei. 
Das Finanzministerium hält es ferner für notwendig, bei pauschal vergüte
ten Programmen Klauseln zum Kostencontrolling standardmäßig aufzu
nehmen.  
 
Im Hinblick auf die Haushaltstransparenz weist das Finanzministerium auf 
die Zuständigkeit der beauftragenden Ressorts hin. Es werde aber prüfen, 
ob den Ressorts zentrale verfahrensleitende Hinweise zur Sicherung einer 
einheitlichen Veranschlagungspraxis an die Hand gegeben werden könn
ten. Daneben werde es einen Vorschlag entwickeln, um - basierend auf 
dem Prozess zur systematischen Erfassung der AÜV - die Transparenz 
gegenüber dem Parlament zu erhöhen. 
 
Der LRH unterstützt die in Aussicht gestellten Schritte. 
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10. Außertarifliche Verträge im UKSH: Vom Aufsichtsrat fest
gelegte Gehaltsgrenzen haben keine nachhaltige Wirkung 

 
Der Vorstand des UKSH hat die Möglichkeit, mit Chefärzten, ärzt
lichen Mitarbeitern mit besonderen Funktionen und leitenden 
Verwaltungsmitarbeitern außertarifliche Verträge abzuschließen.  
 
Um den Aufwuchs der Personalkosten zu begrenzen, führte der 
Aufsichtsrat ab 2007 Gehaltsgrenzen für Chefärzte und Verwal
tungsmitarbeiter ein. Abweichungen bedürfen der Zustimmung 
des Aufsichtsrats.  
 
Die Gehaltsgrenzen dienen jedoch ausschließlich der Entschei
dung, ob ein Vertrag dem Aufsichtsrat zur Zustimmung vorgelegt 
werden muss. Dies erfolgt auf Basis von Prognosen, die in der 
Folge nicht erneut überprüft werden. Sie begrenzen daher nicht 
langfristig die Höhe der Vergütung. 
 
Im September 2022 beschloss der Aufsichtsrat auf Empfehlung 
des Vorstands Anpassungen bei den Gehaltsgrenzen für Chef
ärzte und erhöhte so den Handlungsspielraum des Vorstands. Er 
kann seither ohne Einbindung des Aufsichtsrats höhere Vergü
tungen vereinbaren.  
 
Von der Neuregelung profitierten auch amtierende Chefärzte, 
indem sie mit dem Vorstand Gehaltserhöhungen verhandelten. 
Mehrkosten: bis zu 1 Mio. € pro Jahr. 
 
Der Aufsichtsrat sollte künftig den Vorstand anhand von maß
geblichen Kennzahlen kontrollieren. Dazu sollten die Personal
kosten ganzheitlich betrachtet werden.  

 
10.1 Vorbemerkungen 

 
Seit 2004 hat sich der LRH diverse Male mit den außertariflichen Verträ
gen (AT-Verträgen) im Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) 
beschäftigt.1 Die Prüfungsergebnisse führten dazu, dass der Finanzaus
schuss des Schleswig-Holsteinischen Landtages die Landesregierung und 
das UKSH aufforderte, regulierend tätig zu werden.  
 

                                                      
1  Bemerkungen 2005 des LRH, Nr. 26, 2013, Nr. 16, 2018, Nr. 16 und 2019, Nr. 16. 
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Der Abschluss von AT-Verträgen gehört zu den Aufgaben des UKSH-
Vorstands.1 Der Vorstandsvorsitzende führt die Verhandlungen und ent
scheidet über die Ausgestaltung der Verträge.2 Aufgabe des Aufsichtsrats 
(AR) ist es, die Entscheidungen des Vorstands zu überwachen und Gren
zen und Zustimmungserfordernisse festzulegen.3 
 

10.2 Bis September 2022 geltende Grenzen für Chefarzt-Verträge hatten 
keinen langfristigen Effekt 
 
Der AR führte ab 2007 2 Gehaltsgrenzen für den Abschluss außertarif-
licher Verträge mit Klinik- oder Institutsleitungen ein, die bis Anfang Sep
tember 2022 galten. Danach musste ein Chefarzt-Vertrag dem AR zur 
Zustimmung vorgelegt werden, wenn 
• die Vergütung 55 % der Erlöse aus privatärztlicher Tätigkeit des Vor

gängers überstieg oder 
• die jährliche Gesamtvergütung aus dem Chefarzt-Vertrag voraussicht

lich mehr als 300.000 € betrug. 
 
Für die Übertragung einer Professur wird daneben im Regelfall ein Beam
tenverhältnis auf Lebenszeit mit dem Land begründet, aus dem der Chef
arzt zusätzlich eine Beamtenbesoldung erhält.  
 
Zwischen April 2017 und September 2022 beantragte der Vorstand insge
samt 8-mal die Zustimmung zu einem Chefarzt-Vertrag. Grund war immer 
die Überschreitung der 55 %-Grenze. Das hieß aber nicht, dass die neu 
angestellten Chefärzte maximal 300.000 € aus ihren AT-Verträgen ver
dienten. Eine höhere Vergütung war möglich, weil der 300.000 €-Gehalts-
grenze nur einmalig vor Vertragsabschluss Bedeutung zugemessen 
wurde.  
 
Die Gehaltsgrenze diente dem UKSH ausschließlich zur Entscheidung, ob 
der Vertrag dem AR zur Zustimmung vorgelegt werden musste. Hierfür 
stellt das UKSH vor Vertragsabschluss eine Prognose auf, da die Chef
arzt-Vergütung variable leistungsabhängige Bestandteile enthält. Lag 
diese Prognose unter der 300.000 €-Grenze, wurde der AR nicht einge
bunden.  

  

                                                      
1  § 87 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum 

Schleswig-Holstein (Hochschulgesetz - HSG) vom 05.02.2016, GVOBl. Schl.-H. 2016, 
S. 39, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25.03.2025, GVOBl. Schl.-H. 
2025 Nr. 26. 

2  § 7 Abs. 2 Nr. 1 lit. m) Hauptsatzung des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein - 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel 
und der Universität zu Lübeck - (Hauptsatzung - HS) in der Fassung der Satzung zur 
zweiten Änderung der Hauptsatzung vom 12.04.2022. 

3  § 85 Abs. 2 Nr. 10 HSG. 
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Überschritt die tatsächliche Vergütung die Prognose, was teilweise schon 
in den ersten Jahren nach Vertragsabschluss geschah, erhielt der AR 
hierüber keine Information. Ihm war mithin nicht bekannt, wie viele Chef
ärzte tatsächlich mehr als 300.000 € verdienten.  
 
Zwar vereinbarte der Vorstand in den Verträgen mit den Chefärzten teil
weise eine Vergütungshöchstgrenze, allerdings machte er nicht durchgän
gig von dieser Möglichkeit Gebrauch. Während der Corona-Pandemie 
führte das zu Verwerfungen, als die Umsätze in einer Abteilung unge
wöhnlich stark anstiegen. Dadurch vervierfachte sich die - der Höhe nach 
nicht begrenzte - variable Vergütung für die beteiligten Chefärzte gegen
über dem sonst üblichen Niveau. Für 2020 und 2021 zahlte das UKSH den 
beteiligten Chefärzten zusammen 1,8 Mio. € mehr als variable Vergütung 
aus als im Vor-Corona-Jahr. Mit der verpflichtenden Aufnahme einer ver
traglichen Vergütungshöchstgrenze in die Chefarzt-Verträge hätte ein 
Kostenaufwuchs in diesem Ausmaß verhindert werden können. 
 
Das UKSH weist zunächst allgemein darauf hin, dass die Kosten im 
gesamten ärztlichen Dienst des UKSH unterhalb der durchschnittlichen 
Kosten der Universitätskliniken in Deutschland liegen. Hierfür sei das 
UKSH vom Finanzausschuss des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
ausdrücklich gelobt worden. Da die Vergütungen der Chefärzte und Ober
ärzte Bestandteil der ärztlichen Durchschnittsvergütung seien, sei rechne
risch eindeutig, dass das UKSH diese niedriger verhandele als der Durch
schnitt der Universitätskliniken in Deutschland. Die 300.000 €-Grenze sei 
keine Kappungsgrenze. Vielmehr sollten die Chefärzte finanziell belohnt 
werden, wenn sie die vor Vertragsbeginn prognostizierten Leistungen 
überträfen. 
 
Auch das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wis
senschaft, Forschung und Kultur (Wissenschaftsministerium) kritisiert 
die oft starke Fokussierung auf die Personalkostenentwicklung ohne Ein
beziehung der Gesamtsituation des UKSH, der Arbeitsmarktsituation oder 
bundesweiter Vergleiche. 
 
Der LRH entgegnet, dass sich die Prüfung ausschließlich auf die AT-
Verträge beschränkt. Dem LRH ist der Kostenvergleich des UKSH mit den 
durchschnittlichen Kosten aller Universitätskliniken in Deutschland im ärzt
lichen und Verwaltungsdienst durchaus bekannt. Er hat die vom UKSH 
dargestellten Zahlen jedoch nicht verifiziert, sodass dies nicht Teil der Prü
fung war. Vielmehr lag der Fokus der Prüfung auf der Herstellung von 
Transparenz und einer Kontrolle der Personalkosten.  
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Die vom AR gefasste Gehaltsgrenze beruht auf Beschlüssen des Schles
wig-Holsteinischen Landtages, die alle das Ziel haben, weitere Verluste für 
das UKSH zu vermeiden und Personalkosten im nicht tarifgebundenen 
Bereich zu reduzieren.1  
 

10.3 Neufassung der Gehaltsgrenzen war rechtlich bedenklich und führte 
zu erheblichen Mehrkosten 
 
Auf Betreiben des UKSH-Vorstands änderte der AR im September 2022 
die Gehaltsgrenzen für Chefärzte. Anhand von Vergleichszahlen zu 
Umsatzerlösen und zur Anzahl ärztlicher Mitarbeiter werden die Kliniken 
seither vom UKSH in Cluster eingeteilt. Für jedes der 5 Cluster ist ein 
Gehaltskorridor mit einer Maximalvergütung festgelegt. Dadurch sind Ver
gütungen ohne Zustimmung des AR möglich, die deutlich höher liegen 
können als bisher. 
 

10.3.1 Gehaltsgrenzen haben weiterhin keinen langfristigen Effekt 
 
Auch die neu gefassten Gehaltsgrenzen beschränken die Chefarzt-
Vergütungen nicht nachhaltig. Nach wie vor haben sie nur einmalig bei 
Vertragsabschluss Bedeutung bei der Entscheidung über die Zustim
mungspflicht des AR und beruhen lediglich auf Prognosen des Vorstands. 
Diese Prognosen werden ebenso wenig überprüft wie spätere Gehalts-
steigerungen. Die Gehaltsgrenzen wirken damit weiterhin nicht langfristig.  
 

10.3.2 Neue Gehaltsgrenzen als Grundlage für Gehaltserhöhungen  
 
Die Neufassung der Gehaltsgrenzen führte zu Kostensteigerungen. 14 im 
UKSH bereits beschäftigte Chefärzte verhandelten auf der Grundlage teils 
deutliche Gehaltserhöhungen mit dem Vorstand. Allein hierfür erwartet das 
UKSH jährliche Mehrkosten von bis zu 1 Mio. €. Bei Abschluss der Ände
rungsverträge wurde weder die wirtschaftliche Situation des UKSH insge
samt noch die der einzelnen Kliniken berücksichtigt, die die betreffenden 
Chefärzte leiten. Teilweise gehören diese Kliniken zu den größten Verlust
bringern im UKSH.  
 
Höhere Kosten entstanden dem UKSH auch dadurch, dass 11 der 
14 Änderungsverträge rückwirkend abgeschlossen wurden. Die höheren 
Gehälter wurden teilweise mehr als 5 Monate, in einem Fall sogar 
10 Monate, nachgezahlt.  
 

                                                      
1  LT-Drs. 16/355, S. 14; LT-Drs. 17/2036, S. 6 und LT-Drs. 18/1355 (neu), S. 8. 
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Das UKSH erklärt, dass die Gehaltserhöhungen zur Aufrechterhaltung der 
Arbeits- und Leistungsfähigkeit des UKSH erforderlich gewesen seien. 
Gehaltsänderungen erfolgten nie aus Selbstzweck, sondern um Ärzte am 
UKSH zu halten oder zusätzliche Leistungen und/oder Aufgaben zu vergü
ten.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Bereits vor Neufassung der 
Gehaltsgrenzen äußerten die Ministerien Bedenken, dass sich die Kosten 
durch die Neufassung erhöhen würden. Dem war der Vorstand entgegen
getreten, hatte Kosteneinsparungen angekündigt und auf Ruhestandsein
tritte hochbezahlter Chefärzte hingewiesen, für die bei Vertragsabschluss 
nicht die 300.000 €-Grenze galt. Letztlich haben sich die zuvor geäußerten 
Bedenken jedoch realisiert. 
 

10.3.3 Trotz neuer Gehaltsgrenzen verstieß der Vorstand gegen Zustim
mungserfordernis 
 
Obwohl der Vorstand durch die differenzierteren Gehaltsgrenzen flexibler 
agieren konnte, hielt er die Grenzen nicht durchgängig ein:  
• Auf Verträge mit Sektionsleitern wandte der Vorstand die neuen 

Gehaltsgrenzen erst gar nicht an, obwohl diese explizit im 
AR-Beschluss genannt waren. Bis Mitte 2024 wurden 7 Verträge 
geschlossen, bei denen das UKSH die Zustimmungspflicht nicht geprüft 
hat. 

• In einem Fall modifizierte das UKSH ohne Absprache die vom AR vor
gegebene Berechnungsweise so, dass ein höheres Clusterergebnis 
erreicht wurde. Dadurch konnte der Vorstand ohne Zustimmung des 
AR eine höhere Vergütung vereinbaren. 

• In einem anderen Fall verhandelte der Vorstand ein Gehalt oberhalb 
des nach dem Cluster vorgesehenen Vergütungskorridors, ohne den 
AR einzubinden. Erst nach Vertragsabschluss fiel dieser Fall dem 
Finanzministerium im Rahmen des regelmäßigen Berichts über 
AT-Verträge auf. Konsequenzen hatte der Verstoß allerdings nicht. 

 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass der Aufsichtsrat, wenn 
eine Überschreitung des Vergütungskorridors erkannt werde, selbst ent
scheide, wie mit solchen Informationen umgegangen werden solle. Die 
Ministerien würden lediglich vorbereitend tätig: Die erstellten Vorberei
tungsvermerke dienten der individuellen fachlichen Vorbereitung der Lan
desmandatsträger. Die Vermerke unterstützten die Landesmandatsträger 
bei ihrer Willensbildung, bildeten aber nicht die Willensbildung selbst ab.  

 
Dem stimmt der LRH zu. 
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Das UKSH verweist darauf, dass es nach Vertragsschluss in den genann
ten Fällen dem Wirtschaftsausschuss berichtet habe.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung, dass ein Bericht nach Vertrags-
abschluss nicht die erforderliche Zustimmung des Aufsichtsrats vor Ver
tragsabschluss ersetzt. 
 

10.3.4 Beschluss des Aufsichtsrats ist rechtlich bedenklich 
 
2024 empfahl der Vorstand eine Fortschreibung der detaillierten Berech
nungsgrundlage. Er schlug u. a. vor, bei der Bestimmung der Umsätze 
einer Klinik ambulante Umsätze aus Medikamentenerlösen zu 10 % ein
zubeziehen. Den Vorschlag des UKSH-Vorstands übernahm der AR 
unverändert.  
 
Der AR-Beschluss ist rechtlich bedenklich. Die Einbeziehung von Medika
mentenerlösen widerspricht dem ärztlichen Berufsrecht. Es ist dem Arzt 
untersagt, „…für die Verordnung oder den Bezug von Arznei- oder Hilfs
mitteln oder Medizinprodukten ein Entgelt oder andere Vorteile zu fordern, 
sich oder Dritten versprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu 
versprechen oder zu gewähren.“1 Die Koppelung der Vergütungshöhe für 
Chefarzt-Vergütungen an die Umsätze des Krankenhauses aus Medika
mentenerlösen widerspricht diesem Verbot. Der AR-Beschluss ist zu über
prüfen. 
 
Das UKSH sieht keinen Verstoß gegen Berufsrecht. Die Medikamenten-
erlöse seien nur für die Berechnung des Clusters relevant. Der Chefarzt 
erhalte jedoch keine Beteiligung am Medikamentenumsatz.  
 
Das Wissenschaftsministerium erklärt, diesem Punkt nachzugehen.  
 

10.4 Außertarifliche (Zusatz-)Verträge im ärztlichen Bereich: Aufsichtsrat 
ist seinem Anspruch nicht gerecht geworden - Kosten steigen 
 
Neben den Chefarzt-Verträgen kann der UKSH-Vorstand weitere privat
rechtliche Dienstverhältnisse begründen  
• mit Professoren, denen eine besondere Funktion in der Krankenversor

gung übertragen wird2 und 
• mit Leitern einer zentralen Einrichtung oder mit Oberärzten, die keine 

Professoren sind, für die Erbringung bestimmter Aufgaben.3 
                                                      
1  § 32 Abs. 1 Berufsordnung der Ärztekammer Schleswig-Holstein vom 03.02.1999 in der 

Fassung der Satzung zur Änderung der Berufsordnung vom 12.01.2022 (veröffentlicht 
am 08.02.2022). 

2  § 90 Abs. 5 HSG. 
3  § 90 Abs. 6 HSG. 
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Seit 2017 ist in das Hochschulgesetz (HSG) aufgenommen, dass der AR 
auch für diese Fallgestaltungen Eckpunkte festlegen kann.1 Von dieser 
Möglichkeit hat der AR aufgrund der Unterschiedlichkeit der Vertrags-
gestaltungen bis heute keinen Gebrauch gemacht.  
 
UKSH-intern greift damit eine Richtlinie des Vorstands aus 2010. Danach 
prüft das Justiziariat des UKSH bei bestehendem Anlass, ob der Entwurf 
eines AT-(Zusatz-)Vertrags ein außergewöhnliches Rechtsgeschäft dar
stellt, welches dem AR zur Zustimmung vorgelegt werden muss.  
 
Von den 84 AT-(Zusatz-)Verträgen, die der Vorstand zwischen November 
2019 und Juli 2024 abschloss, wertete das UKSH keinen als außer-
gewöhnliches Rechtsgeschäft. Die je AT-(Zusatz-)Vertrag vereinbarte 
Vergütung bewegte sich zwischen 2.640 € und 252.920 € pro Jahr.  
 
Hinzu kommt regelmäßig die Besoldung aus einem parallel bestehenden 
Beamtenverhältnis mit dem Land oder die tarifvertragliche Vergütung aus 
dem Grundbeschäftigungsverhältnis mit dem UKSH.  
 
Die Anzahl der Vollzeitkräfte (VK) mit AT-(Zusatz-)Verträgen wuchs im 
Zeitraum 2016 bis 2023 um 42 VK von 56 auf 98 VK.  
 
Es liegt nahe, dass die Entwicklung zumindest auch auf die fehlende 
Regulierung in diesem Bereich zurückzuführen ist. Der LRH fordert den 
AR auf, kostenbegrenzende Maßnahmen zu ergreifen.  
 
Das Finanzministerium und das Wissenschaftsministerium weisen 
darauf hin, dass dem Aufsichtsrat die bestehenden Kompetenzen bewusst 
seien und es ihm auch hier selbst obliege, ob er solche Eckwerte für sinn
voll erachte und sie entsprechend beschließe.  
 
Das Wissenschaftsministerium ergänzt, dass geprüft werde, inwiefern 
Eckwerte für die Vergütung von Oberarztzusatzverträgen erstellt werden 
könnten, verweist aber auf tarifrechtliche Schwierigkeiten.  
 
Das UKSH sieht den Anstieg der Personalkosten in diesem Bereich selbst 
als kritisch an, da er nicht ausreichend durch die Krankenkassen gegen-
finanziert sei. Es hält den Personalaufwuchs aber für notwendig, um 
Oberärzte am UKSH zu halten. Diese seien bislang direkt von den Chef
ärzten an den Privaterlösen beteiligt worden. Die Umstellung der Vergü
tungssystematik bei den Chefärzten habe zwangsläufig zu einer Auswei
tung der AT-Verträge bei den Oberärzten geführt. Der LRH lasse zudem 

                                                      
1  § 85 Abs. 2 Nr. 10 HSG. 
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unberücksichtigt, dass es auch im Tarifbereich zwischen 2016 und 2023 
erhebliche Steigerungen gegeben habe. 
 
Der LRH entgegnet, dass gerade wenn die Kosten laut UKSH nicht gegen
finanziert sind, eine transparente Kostenkontrolle durch den AR wichtig ist. 
Es ist Aufgabe des AR, den Vorstand künftig anhand von maßgeblichen 
Kennzahlen zu kontrollieren. Dazu sollten die Personalkosten ganzheitlich 
betrachtet werden.  
 

10.5 Verwaltung: Gehaltsgrenzen laufen weitgehend ins Leere, was zu 
Mehrkosten führt 
 
Für den Verwaltungsbereich hatte der AR demgegenüber bereits 2014 
Gehaltsvorgaben für den Abschluss von AT-Verträgen gemacht und diese 
2016 für die Nachbesetzung von Dezernats- und Stabsstellenleitungen 
sogar verschärft. Danach ist die Gewährung von Leistungszulagen und 
persönlichen Zulagen im Verwaltungsbereich nicht zulässig. Der Höhe 
nach begrenzte Ausnahmen wurden u. a. zugelassen für  
• Geschäftsführungen auf den Campi, bei den Tochtergesellschaften und 

für die geschäftsführenden Direktorinnen und Direktoren.  
• Leitungen von Stabsstellen und Dezernaten. Im Interesse der Tarifein

heit und zur Wahrung der Vergleichbarkeit mit den Vergütungen für 
vergleichbare Positionen in der allgemeinen Verwaltung gilt für diese 
seit 2016 die Begrenzung der Vergütung entsprechend einer Besol
dung nach der Besoldungsgruppe B 2 plus 15 % (Stand 01/2025 
121.506 €).  

 
Darüber hinausgehende Vergütungen bedürfen der vorherigen Zustim
mung des AR. Der Vorstand widersprach dem Beschluss von 2016 unver
züglich. Er befürchtete Wettbewerbsnachteile mit privaten Unternehmen 
der Gesundheitswirtschaft.1 Der LRH erwartete deshalb bereits 2019 
Umsetzungsschwierigkeiten.2 
 
Die Erwartung des LRH aus 2019 hat sich bestätigt. Bei jeder Nachbeset
zung einer Dezernats- oder Stabsstellenleitung wurde der AR einge-
bunden und stimmte einer höheren Vergütung zu. Das Regel-Ausnahme-
Verhältnis hat sich umgekehrt. Die vom AR für die Nachbesetzung von 
Dezernats- und Stabsstellenleitungen in 2016 aufgestellte Gehaltsgrenze 
läuft ins Leere - Kostenpunkt: mindestens 200.000 € jährlich. Der 
AR-Beschluss aus 2016 hat allenfalls Alibi-Funktion, um gegenüber dem 
Landtag und dem LRH nachzuweisen, tätig geworden zu sein. Angesichts 

                                                      
1  Protokollnotiz vom 27.06.2016 zu TOP 19 des Protokolls der 58. AR-Sitzung vom 

27.06.2016. 
2  Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 16.3. 
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der mittlerweile verfestigten Vergütungsstruktur für die Führungsebene im 
UKSH sollte die Gehaltsgrenze hinterfragt werden.  
 
Demgegenüber konnten die Gehälter für Geschäftsführungen und Kauf
männische Campusdirektionen durch die AR-Vorgaben knapp 10 Jahre 
konstant gehalten werden. Anders als die Dezernats- und Stabsstellen-
leitungen, bei denen sukzessive tarifrechtliche Regelungen in die AT-
Verträge aufgenommen wurden, nahmen sie auch 10 Jahre lang nicht am 
Inflationsausgleich teil. Im Zuge dessen ist der finanzielle Abstand 
zwischen den verschiedenen Leitungsebenen im UKSH gesunken. Das 
wird der wirtschaftlichen Verantwortung nicht gerecht. Der LRH sieht die 
Notwendigkeit, die Gehaltsgrenze für Geschäftsführungen und Kaufmän
nische Campusdirektionen nach 10 Jahren an das aktuelle Gehaltsgefüge 
anzupassen. Andernfalls ist damit zu rechnen, dass der AR künftig auch 
bei diesen Verträgen dauerhaft eingebunden wird. Eine Situation wie bei 
den Dezernats- und Stabsstellenleitungen ist zu vermeiden.  
 
Das Wissenschaftsministerium hebt hervor, dass der LRH keinen Ver
stoß gegen Vorgaben und Beschlüsse des AR festgestellt habe. Die 
bestehenden Regelungen würden dennoch überprüft.  
 
Das UKSH führt aus, dass nur die Zahlung marktgerechter Vergütungen 
es dem UKSH ermögliche, geeignete Führungskräfte auch in der Verwal
tung anzustellen und an sich zu binden. Die vom LRH bezifferten Mehr
kosten seien aus Sicht des Vorstands eben diese Gehaltslücke zwischen 
den Gehaltsgrenzen und der marktgerechten Vergütung.  
 
Der LRH befürwortet das Tätigwerden des Wissenschaftsministeriums. 
 

10.6 Empfehlungen 
 
Der LRH erkennt die Schwierigkeiten, konkrete Vergütungshöchstgrenzen 
für Zustimmungspflichten zu etablieren. Weder die detaillierten Cluster-
regelungen für die Chefarzt-Verträge noch die engen Gehaltsgrenzen für 
Dezernats- und Stabsstellenleitungen haben sich im Prüfungszeitraum als 
zielführend erwiesen. Bei den AT-(Zusatz-)Verträgen ist der AR gar nicht 
erst tätig geworden. Auch dies hat zu Fehlentwicklungen geführt. 
 
Der AR sollte seinen Fokus künftig stärker auf die tatsächliche Kosten-
entwicklung legen: 
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10.6.1 Vorgabe von Budgets 
 
Der LRH empfiehlt die Vorgabe von Budgets, die allgemeine Kosten-
steigerungen berücksichtigen. Die Vorgabe solcher Rahmen wäre leicht 
umsetzbar. Sie hat den Vorteil, dass sie transparent und leicht zu kontrol
lieren sind. Bei der Ausgestaltung sollte darauf geachtet werden, dass alle 
Gehaltsbestandteile erfasst werden und nicht nur die aus dem einzelnen 
AT-(Zusatz-)Vertrag. Dadurch werden Vertragsgestaltungen verhindert, 
die darauf abzielen, die Vorgaben zu umgehen. Die Vorgaben sollten sich 
an den tatsächlichen Kosten orientieren und nicht an Kostenprognosen. 
Die Einhaltung der Budgets sollte durch Zielvorgaben an den Vorstand 
abgesichert werden.  
 

10.6.2 Vorgabe klarer und verbindlicher Gehaltsgrenzen 
 
Um das Gehaltsgefüge im UKSH leistungs- und verantwortungsgerecht zu 
strukturieren und zu fixieren, sollten ergänzend für einzelne Funktionen 
und Leitungsebenen Gehaltsgrenzen festgelegt werden, deren Überschrei
tung die Zustimmungspflicht des AR auslöst. Wegen der Kostenkontrolle 
über das Budget sollten die Grenzen aber großzügiger sein als bisher. 
Dadurch würde ein Ausufern von Einzelfallentscheidungen vermieden. 
Detaillierte, komplexe Berechnungsvorgaben haben sich nicht bewährt. 
Stattdessen sollten die Gehaltsgrenzen klar und verbindlich sein. 
 

10.6.3 Absicherung durch vertragliche Gehaltsobergrenzen 
 
Darüber hinaus sollte der Vorstand verpflichtet werden, in jedem 
AT-Vertrag eine Gehaltsobergrenze zu vereinbaren. Dadurch könnte ver
hindert werden, dass in Fällen unerwarteter und ungeplanter Leistungs
ausweitung unverhältnismäßig hohe variable Vergütungen gezahlt werden 
müssen. 
 
Das Finanzministerium teilt die Empfehlungen des LRH. Den Mitgliedern 
des Wirtschaftsausschusses habe es bereits einen entsprechenden Vor
schlag gemacht.  
 
Das Wissenschaftsministerium hält die Entwicklung eines transparenten 
Verfahrens unter Darstellung der Vergütung nach Vertragsabschluss für 
überlegenswert. Bei der vom LRH vorgeschlagenen Budgetierung sieht es 
die Gefahr, dass der Kostenrahmen regelmäßig erhöht werden müsse. Es 
bevorzuge deshalb die Festlegung von Eckwerten. Einzelne Anregungen 
des LRH würden in zukünftige Überlegungen einbezogen werden, wie bei
spielsweise die Festlegung einer Maximalgesamtvergütung. 
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Das UKSH erklärt, dass es seit September 2022 in einzelnen Verträgen, 
wo es sinnvoll gewesen sei, Vergütungshöchstgrenzen mit Chefärzten 
vereinbart habe, um eine langfristige Begrenzung der Vergütungshöhe zu 
erreichen.  
 
Der LRH befürwortet jegliche Bestrebungen des UKSH, der Ministerien 
und der Aufsichtsgremien, die zu einer transparenteren Darstellung der 
Kosten und zu einer größeren Kostenkontrolle führen und den Kostenauf
wuchs begrenzen. 
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11. Berichte des UKSH müssen transparenter werden -  
Darstellung der Kosten optimierungsbedürftig 

 
Eine wirksame Überwachung der Geschäftsführung setzt eine 
transparente Berichterstattung des Vorstands voraus. Bislang 
kommt der Vorstand seinen Berichtspflichten gegenüber den 
internen Gremien des UKSH (Aufsichtsrat und Wirtschaftsaus
schuss) und dem Landtag zwar nach, inhaltlich gibt es aber Ver
besserungspotenzial.  
 
Die Berichte an die internen Gremien über außertarifliche Ver-
träge enthalten keine Informationen zu den tatsächlichen Perso
nalkosten. Sie basieren auf Prognosen und beschränken sich auf 
ausgewählte Vergütungsbestandteile. Eine wirksame Kontrolle 
der Kostenentwicklung durch die Aufsichtsgremien ist so nicht 
möglich. 
 
Die Berichte an den Beteiligungsausschuss beziehen zwar alle 
Gehaltsbestandteile ein. Die vom UKSH berücksichtigte Beam
tenbesoldung war jedoch bis einschließlich des Berichtsjahres 
2023 unvollständig. 
 
In seinem 2019 eingeführten Bericht zum Fundraising 
beschränkte sich der Vorstand ab 2021 auf die Darstellung der 
Einnahmen statt, wie vom Landtag gefordert, auf die Entwick
lung der Kosten einzugehen.  
 
Aktuell trägt das UKSH die Kosten für das Fundraising allein, 
obwohl zwei Drittel der Kosten auf Aktivitäten des Fördervereins 
und der Förderstiftung entfallen. Zukünftig sollte das UKSH die 
Kosten verursachungsgerecht in Rechnung stellen. 
 

11.1 Ausgangslage 
 
Der Vorstand des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH) lenkt 
die Geschäfte des UKSH in eigener Verantwortung und ist für die wirt
schaftliche Situation des Klinikums insgesamt verantwortlich. Aufgabe des 
Aufsichtsrats (AR) ist es, die Entscheidungen des Vorstands zu über-
wachen.1 Eine wirksame laufende Überwachung durch den Aufsichtsrat 
setzt eine transparente Berichterstattung des Vorstands voraus.  

                                                      
1  § 85 Abs. 1 Satz 1 Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum Schleswig-

Holstein (Hochschulgesetz - HSG) vom 05.02.2016, GVOBl. Schl.-H. 2016, S. 39, zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.03.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 26. 
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Der LRH hat sich deshalb exemplarisch die Berichte des Vorstands über 
die Entwicklung der außertariflichen Verträge (AT-Verträge) beispielsweise 
mit den Klinik- und Institutsleitungen1 und zum Fundraising angeschaut.  
 

11.2 Berichte über außertarifliche Verträge verbesserungswürdig 
 
Aufgrund mehrerer AR-Beschlüsse und Vorgaben des Landtages berichtet 
der Vorstand aktuell dem AR, dem Wirtschaftsausschuss als Unteraus
schuss des AR und dem Unterausschuss des Finanzausschusses für 
Unternehmensbeteiligungen des Landes Schleswig-Holstein (Beteiligungs-
ausschuss) über die Entwicklung der AT-Verträge im UKSH. Der Vorstand 
kommt damit seiner Berichtspflicht zwar nach, inhaltlich gibt es allerdings 
Verbesserungsbedarf. 
 

11.2.1 Keine Kostentransparenz in Berichten an interne Gremien  
 
Die Berichte des Vorstands an den AR und den Wirtschaftsausschuss 
enthalten keine Informationen über die tatsächlichen Personalkosten im 
UKSH. Sie basieren auf Prognosen, die das UKSH vor Vertragsabschluss 
erstellt, um die Zustimmungsbedürftigkeit des Vertrags durch den AR zu 
prüfen.2 Ob die Prognosen eintreffen und wie sich die Kosten tatsächlich 
entwickeln, ergibt sich daraus nicht. 
 
Der Vorstand berichtet zudem nur über die Vergütungsbestandteile aus 
dem einzelnen AT-Vertrag. Weitere Vergütungsbestandteile, wie die 
Besoldung aus dem Beamtenverhältnis, die Vergütung aus einem parallel 
bestehenden tarifvertraglichen Arbeitsverhältnis oder aus Anstellungsver
hältnissen bei Konzerngesellschaften, werden bei der Berichterstattung 
nicht berücksichtigt. Dadurch fließen Tarifgehälter von beispielsweise 
120.000 €3 weder in die Kostendarstellung noch in die Durchschnitts-
berechnung ein. 
 
Eine Kostenkontrolle ist nicht möglich, wenn nur über ausgewählte Vergü
tungsbestandteile berichtet wird. Wieviel ein Arzt im UKSH insgesamt ver
dient, ergibt sich aus den Berichten nicht. Die Berechnung eines Durch
schnittsgehalts ist irreführend, wenn nicht alle Gehaltsbestandteile einbe-
zogen werden.  
 

                                                      
1  Vgl. dazu Tz. 10 dieser Bemerkungen.  
2  Vgl. dazu Tz. 10 dieser Bemerkungen. 
3  Entgeltgruppe Ä3 Stufe 3 Tarifvertrag für Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken 

(TV-Ärzte) vom 30.10.2006 in der Fassung des 9. Änderungsvertrags vom 26.03.2024. 
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Der LRH hält es für erforderlich, dass die internen Kontrollgremien künftig 
vollständige Informationen über die Gesamtpersonalkosten und das 
Gehaltsgefüge im AT-Bereich erhalten.  
 
Das UKSH erklärt, dass es den Aufsichtsgremien so berichte, wie es von 
diesen eingefordert werde. Die Einschätzung des LRH könne es nicht 
nachvollziehen. Sofern Anpassungen an die Berichte durch die Gremien 
erwünscht waren, sei das UKSH diesen nachgekommen. So würde sich 
das UKSH auch zukünftig verhalten. Die Prognose sei ein guter Nähe
rungswert, der im Durchschnitt eine gute prognostische Annäherung an 
die tatsächlich erzielte Vergütung gebe. Dass das UKSH den internen 
Gremien nur über die Chefarztvergütung und nicht über die insgesamt 
erzielten Einnahmen der Professoren berichte, sei transparent gewesen. 
Die Vergütung aus der Professur werde nicht vom UKSH gezahlt und habe 
nichts mit den Leistungen oder dem Erfolg der Professoren in der Kran
kenversorgung zu tun. 
 
Das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen
schaft, Forschung und Kultur (Wissenschaftsministerium) bestätigt 
demgegenüber, dass die Berichte aktuell sehr umfangreich mit einer teils 
großen Detailtiefe seien. Eine übersichtlichere und kompakte Darstellung 
unter Berücksichtigung der erforderlichen Transparenz und Nachvollzieh
barkeit, angepasst an die Erfordernisse der jeweiligen Gremien wäre von 
Vorteil. Entsprechende Änderungen seien für die Zukunft überlegenswert.  
 
Der LRH teilt die Einschätzung des Wissenschaftsministeriums und emp
fiehlt dem AR, dem Vorstand künftig klare Vorgaben zu machen. 
 

11.2.2 Datengrundlage für den Bericht an den Beteiligungsausschuss war 
unvollständig 
 
Aufgrund von Landtagsbeschlüssen berichtet das UKSH dem Beteili
gungsausschuss einmal jährlich über die Entwicklung der Personalkosten 
im AT-Bereich.1 Dieser Bericht erfolgt laut UKSH unter Einbeziehung aller 
Gehaltsbestandteile, d. h. einschließlich Beamtenbesoldung, Tarifvergü
tung und eventueller Verträge in den Konzerngesellschaften des UKSH.  
 
Die in dem Bericht angegebenen Durchschnittsgehälter waren nicht kor
rekt. Denn die vom UKSH für den Bericht verwendeten Angaben zur 
Beamtenbesoldung waren in allen Jahren unvollständig.  

  

                                                      
1  LT-Drs. 19/1074 und Plenarprotokoll 19/44, S. 3303, LT-Drs. 19/1816 und Plenarprotokoll 

19/74, S. 5688. 
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Das liegt daran, dass die Beamtenbesoldung nicht vom UKSH, sondern 
über das Dienstleistungszentrum Personal des Landes Schleswig-Holstein 
(DLZP) ausgezahlt wird. Zwar erhält das UKSH vom DLZP regelmäßig 
Informationen über die ausgezahlten Beträge, diese Informationen wurden 
aber UKSH-intern nicht an das Dezernat Personal weitergeleitet, auf des
sen Daten der Bericht an den Beteiligungsausschuss beruht. Die verwen
deten Behelfsdaten waren dadurch nicht immer vollständig bzw. auf dem 
aktuellen Stand.  
 
Das UKSH hat erklärt, dass die vom DLZP gelieferten Daten seit 2024 
auch vom Dezernat Personal verwendet werden. Auf eine rückwirkende 
Korrektur wollte das UKSH verzichten. Der noch ausstehende Bericht für 
2024 wird also erstmalig auf den tatsächlich vom DLZP ausgezahlten Wer
ten beruhen und einen Überblick über das reale Gehaltsgefüge im UKSH 
und die Gesamtkosten auf Basis der Ist-Werte geben. 
 
In seiner Stellungnahme führt das UKSH aus, dass in der überwiegenden 
Zahl der Verträge die Professorenvergütung vom UKSH richtig dargestellt 
worden sei. Nur bei einzelnen Verträgen seien Informationen manuell in 
das Personalsystem eingepflegt worden. Bei der Auswertung der Daten 
der Personalbuchhaltung für die Berichte an den Beteiligungsausschuss 
seien die in Teilen unvollständigen Daten in der Vergangenheit leider nicht 
aufgefallen. Die Differenz werde die Aussage des Berichts allerdings nicht 
wesentlich verändern. 
 
Der LRH nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Die Auswirkungen werden 
sich aus dem noch ausstehenden Bericht für 2024 ergeben. 
 

11.3 Kosten des Fundraisings weiter intransparent 
 
Auch beim Fundraising hat der LRH Verstöße gegen die Berichtspflicht 
identifiziert. 2016 hatte der LRH festgestellt, dass die Stabsstelle Fundrai
sing des UKSH unentgeltlich für den Förderverein UKSH Wissen schafft 
Gesundheit e. V. (Förderverein) und die Förderstiftung des UKSH (Förder
stiftung) tätig wird.1 Der Förderverein und die Förderstiftung werben zwar 
öffentlich damit, dass immer 100 % des Engagements ankommen, Kosten 
der Stabsstelle Fundraising für Aktivitäten des Fördervereins und der För
derstiftung fallen dennoch an, nur trägt sie das UKSH. Im Durchschnitt der 
letzten 5 Jahre beliefen sich diese auf jährlich knapp 500.000 €. Erfolg und 
Daseinsberechtigung von Förderverein und Förderstiftung können ohne 
Blick auf die Kostenseite nicht bewertet werden.  

  

                                                      
1  Bemerkungen 2017 des LRH, Nr. 28.12. 
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Daher erwartete der Landtag vom UKSH eine transparente Darstellung der 
Kosten der Stabsstelle Fundraising gegenüber dem AR.1  
 
Dieser Forderung ist der Vorstand lediglich einmal in 2019 nachgekom
men. Danach entsprachen die Berichte nicht mehr der Forderung des 
Landtages. 2020 war die Information zu den Kosten nicht transparent und 
beschränkte sich auf eine pauschale Prozentangabe. Ab 2021 lieferte das 
UKSH nur noch Berichte über die Einnahmen, nicht zu den Kosten. Der 
AR akzeptierte die einseitigen, intransparenten Berichte.  
 
Die unvollständige Information durch das UKSH führte dazu, dass dem AR 
die mit der Erhöhung des Spendenaufkommens verbundene Kostensteige
rung bei der Stabsstelle Fundraising gar nicht auffiel. Insbesondere die 
erfolgreiche Sonderspendenaktion „UKSH hilft Ukraine“ hat 2022 zu einer 
deutlichen Einnahmensteigerung um 4,2 Mio. € beim Förderverein geführt. 
Damit verbunden war auch eine Kostensteigerung um 24 %. Insbesondere 
die Personalkosten stiegen, da vom UKSH teilweise prozentuale Beteili
gungen an den Spendeneinnahmen vereinbart waren. Abgesehen davon, 
dass dieser Kostenaufwuchs in Teilen hätte verhindert werden können, 
wenn der Vorstand rechtzeitig kostensenkende Maßnahmen ergriffen 
hätte, sollte das UKSH die Kosten für die Fundraisingaktivitäten nicht aus 
seinen Einnahmen finanzieren. 
 
Das UKSH muss dafür Sorge tragen, dass der Auftrag des Landtages kor
rekt umgesetzt wird. Das Wissenschaftsministerium als Rechtsaufsicht hat 
die Umsetzung zu begleiten und eventuelle Verstöße zu ahnden.   
 
Das UKSH sollte zudem verpflichtet werden, seine Verwaltungskosten 
dem Förderverein und der Förderstiftung verursachergerecht in Rechnung 
zu stellen.  
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass Adressat der Berichterstat
tung der AR sei. Die Bewertung, ob die Berichterstattung erfüllt sei, 
obliege allein dem Mandatsträger, der sein Mandat persönlich wahrnehme 
und nicht weisungsgebunden sei. Zudem habe es diverse Wechsel der 
AR-Mitglieder gegeben.  
 
Das UKSH führt in seiner Stellungnahme aus, dass die am UKSH etablier
ten Fundraising-Strukturen denen anderer deutscher Universitätsklinika 
entsprächen und finanziell sehr erfolgreich seien. Von 2017 bis 2023 
ergäbe sich ein positiver Gesamtsaldo ohne Berücksichtigung der Sonder
spendenaktion „UKSH hilft Ukraine“ von 6,7 Mio. €.  

  

                                                      
1  Plenarprotokoll 19/16 (neu), S. 1059, zur LT-Drs. 19/364. 
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Im Saldo sei es für das UKSH gleich, ob die Kosten beim UKSH oder im 
Förderverein bzw. in der Förderstiftung verortet seien. Allerdings habe sich 
das UKSH im Februar 2025 entschieden, die bis dahin angefallenen 
Sachkosten für die Sonderspendenaktion von rund 56.000 € aus den 
Spenden für die Ukraine zu erstatten, da der Spendenzweck Ukraine-Hilfe 
nicht unmittelbar etwas mit dem UKSH zu tun habe. Zudem versicherte 
das UKSH abschließend, den verschiedenen Gremien künftig sowohl über 
die Spendenerlöse als auch über die hierfür entstandenen Kosten zu 
berichten.  
 
Der LRH fordert die Landesregierung auf, sicherzustellen, dass das UKSH 
die Landtagsbeschlüsse umsetzt. Wechsel der Mandatsträger dürfen nicht 
zu einem Wissensverlust führen.  
 
Die Entscheidung für eine Kostenerstattung zugunsten des UKSH wird 
befürwortet. Allerdings kann der LRH die Begrenzung auf die Sachkosten 
nicht nachvollziehen. Gerade die Personalkostensteigerung in 2022 war 
fast ausschließlich auf die Sonderspendenaktion zurückzuführen.  
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